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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

INTERNATIONALE UBEREINKUNFTE

BESCHLUSS (EU) 2019/1332 DES RATES
vom 25. Juni 2019

iilber die Unterzeichnung im Namen der Union und die vorliufige Anwendung des
partnerschaftlichen Abkommens iiber nachhaltige Fischerei zwischen der Europiischen Union und
der Republik Gambia und des Protokolls zur Umsetzung des partnerschaftlichen Abkommens

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 43 in Verbindung mit
Artikel 218 Absatz 5,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

unter Hinweis auf die Empfehlung der Kommission und den Beschluss des Rates iiber die Ermédchtigung zur Aufnahme
von Verhandlungen,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Kommission hat im Namen der Union ein partnerschaftliches Abkommen iiber nachhaltige Fischerei
zwischen der Europdischen Union und der Republik Gambia (im Folgenden ,partnerschaftliches Abkommen®)
sowie ein Protokoll zur Umsetzung des partnerschaftlichen Abkommens (im Folgenden ,Protokoll“) ausgehandelt.
Das partnerschaftliche Abkommen und das Protokoll wurden am 19. Oktober 2018 paraphiert.

(2)  Durch das partnerschaftliche Abkommen wird das am 2. Juni 1987 in Kraft getretene Abkommen zwischen der
Europidischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der Republik Gambia tiber die Fischerei vor der Kiiste
Gambias (') aufgehoben.

(3)  Ziel des Protokolls ist es, der Union und Gambia eine engere Zusammenarbeit bei der Forderung einer
nachhaltigen Fischereipolitik und einer verantwortungsvollen Nutzung der Fischereiressourcen in den Gewdssern
Gambias zu ermoglichen.

(4)  Das partnerschaftliche Abkommen und das Protokoll sollten unterzeichnet werden. Um eine ziigige Aufnahme
der Fischereititigkeiten durch Unionsschiffe zu gewihrleisten, sollten das partnerschaftliche Abkommen und das

Protokoll ab ihrer Unterzeichnung bis zum Abschluss der fur ihr Inkrafttreten erforderlichen Verfahren vorldufig
angewandt werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Die Unterzeichnung im Namen der Union des partnerschaftlichen Abkommens tiber nachhaltige Fischerei zwischen der
Europiischen Union und der Republik Gambia und des Protokolls zur Umsetzung des partnerschaftlichen Abkommens
tiber nachhaltige Fischerei zwischen der Europiischen Union und der Republik Gambia wird — vorbehaltlich des
Abschlusses dieser Rechtsakte — genehmigt.

Der Wortlaut des partnerschaftlichen Abkommens und des Protokolls ist diesem Beschluss beigefiigt.

(') ABLL 146 vom 6.6.1987,S. 3.
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Artikel 2

Der Prasident des Rates wird ermdchtigt, die Person(en) zu bestellen, die befugt ist (sind), das partnerschaftliche
Abkommen und das Protokoll im Namen der Union zu unterzeichnen.

Artikel 3

Gemifl Artikel 14 des partnerschaftlichen Abkommens wird das partnerschaftliche Abkommen ab seiner
Unterzeichnung vorldufig angewandt, bis die fiir sein Inkrafttreten erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind. ()

Artikel 4

Gemdfl Artikel 13 des Protokolls wird das Protokoll ab seiner Unterzeichnung vorldufig angewandt, bis die fiir sein
Inkrafttreten erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind. (%)

Artikel 5

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Luxemburg am 25. Juni 2019.

Im Namen des Rates
Der Prisident
A. ANTON

(*) Der Tag des Beginns der vorlaufigen Anwendung des partnerschaftlichen Abkommens wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des
Rates im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht.

(*) Der Tag des Beginns der vorldufigen Anwendung des Protokolls wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der
Europdischen Union veroffentlicht.
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PARTNERSCHAFTLICHES ABKOMMEN UBER NACHHALTIGE FISCHEREI ZWISCHEN DER
EUROPAISCHEN UNION UND DER REPUBLIK GAMBIA

DIE EUROPAISCHE UNION,
im Folgenden ,Union®, und
DIE REPUBLIK GAMBIA,

im Folgenden ,Gambia*,

im Folgenden ,Vertragsparteien®,

IN ANBETRACHT der engen Zusammenarbeit zwischen der Union und Gambia, insbesondere im Rahmen des
Partnerschaftsabkommens zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im
Pazifischen Ozean einerseits und der Europiischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in
Cotonou am 23. Juni 2000 (im Folgenden ,Abkommen von Cotonou®), sowie des beiderseitigen Wunsches, diese
Zusammenarbeit zu vertiefen,

UNTER HINWEIS AUF das Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 (SRU) und das
Ubereinkommen iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung gebietsiibergreifender Fischbestinde und Bestinde weit
wandernder Fische von 1995,

ENTSCHLOSSEN, die Beschliisse und Empfehlungen der Internationalen Kommission fiir die Erhaltung der Thunfisch-
bestinde im Atlantik (ICCAT) und anderer einschldgiger regionaler Fischereiorganisationen anzuwenden,

EINGEDENK der Bedeutung der Grundsitze des Verhaltenskodex fiir verantwortungsvolle Fischerei, der auf der Konferenz
der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) 1995 verabschiedet wurde,

IN DEM BESTREBEN, im beiderseitigen Interesse im Hinblick auf eine verantwortungsvolle Fischerei mit dem Ziel der
langfristigen Bestandserhaltung und einer nachhaltigen Bewirtschaftung der biologischen Ressourcen des Meeres
zusammenzuarbeiten,

IN DER UBERZEUGUNG, dass eine solche Zusammenarbeit auf Initiativen und Mafinahmen gestiitzt sein sollte, die, ob
gemeinsam oder allein durchgefiihrt, einander ergdnzen, im Einklang mit der Zielsetzung stehen und Synergien
sicherstellen,

ENTSCHLOSSEN, zu diesem Zweck einen Dialog iiber die von der Regierung Gambias festgelegten fischereipolitischen
Mafinahmen einzurichten und geeignete Mittel zu bestimmen, durch die diese Mafnahmen unter Mitwirkung der
Wirtschaftsbeteiligten und der Zivilgesellschaft wirksam umgesetzt werden,

IN DEM WUNSCH, die Modalititen und Bedingungen fiir die Fischereititigkeiten der Unionsschiffe in den gambischen
Gewissern sowie die Unterstiitzung der Entwicklung einer nachhaltigen Fischerei in diesem Gebiet durch die Europdische
Union festzulegen,

IN DEM WUNSCH, ein Abkommen zum beiderseitigen Nutzen der Union und Gambias zu schliefen,
ENTSCHLOSSEN, eine engere wirtschaftliche Zusammenarbeit in der Fischereiwirtschaft sowie in den vor- und

nachgelagerten Bereichen beider Vertragsparteien anzustreben —

SIND WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1
Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck:
a) ,gambische Behorden® das fiir Fischerei zustdndige Ministerium in der Republik Gambia;
b) ,Unionsbehorden” die Europiische Kommission;

¢) ,Abkommen* das vorliegende Partnerschaftsabkommen iiber nachhaltige Fischerei zwischen der Europiischen Union
und der Republik Gambia;

d) ,Protokoll“ das Protokoll iiber die Durchfithrung des Partnerschaftsabkommens iiber nachhaltige Fischerei zwischen
der Europdischen Union und der Republik Gambia, den dazugehérigen Anhang und die dazugehorigen Anlagen;
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e) ,Fischereititigkeit“ das Aufspiiren von Fisch, das Ausbringen, Aufstellen, Schleppen und Einholen von Fanggerit, die
Anbordnahme von Fingen, das Verarbeiten an Bord, das Umladen, das Umsetzen in Kifige, das Masten und das
Anlanden von Fisch bzw. Fischereierzeugnissen;

f) ,Fischereifahrzeug ein Schiff, das fur die kommerzielle Nutzung biologischer Meeresressourcen ausgeriistet ist;

g) ,Unionsschiff* ein Fischereifahrzeug, das die Flagge eines Mitgliedstaats der Union fithrt und in der Union registriert
ist;

h) ,Hilfsschiff* ein Unionsschiff zur Unterstiitzung von Fischereifahrzeugen; Hilfsschiffe diirfen nicht fur den Fischfang
ausgeriistet sein oder fir Umladungen genutzt werden;

i) .gambische Fischereizone” den Teil der Gewdsser unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Gambias, in dem
Gambia Unionsschiffen die Ausiibung von Fischereitdtigkeiten gestattet;

j) .nachhaltige Fischerei* Fischerei in Ubereinstimmung mit den Zielen und Grundsitzen des Verhaltenskodex fiir
verantwortungsvolle Fischerei, der auf der FAO-Konferenz im Jahre 1995 verabschiedet wurde.

Artikel 2
Anwendungsbereich

Dieses Abkommen enthilt die Grundsitze, Regeln und Verfahren fiir
a) die Bedingungen, unter denen Unionsschiffe in der gambischen Fischereizone Fischereititigkeiten ausiiben diirfen;

b) die wirtschaftliche, finanzielle, technische und wissenschaftliche Zusammenarbeit im Fischereisektor mit dem Ziel,
eine nachhaltige Fischerei in der gambischen Fischereizone und die Entwicklung der gambischen Fischerei- und
Meereswirtschaft zu fordern;

) die Zusammenarbeit bei Bewirtschaftungs-, Kontroll- und Uberwachungsmafnahmen in der gambischen
Fischereizone, mit deren Hilfe gewihrleistet werden soll, dass die vorgenannten Regeln und Bedingungen eingehalten
werden und die Manahmen zur Erhaltung der Fischbestinde und Bewirtschaftung der Fischereien Wirkung zeigen,
insbesondere diejenigen, mit denen die illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei (IUU-Fischerei) verhindert
wird;

d) Partnerschaften zwischen Wirtschaftsbeteiligten, deren Ziel es ist, im beiderseitigen Interesse die wirtschaftlichen
Tatigkeiten in der Fischereiwirtschaft sowie die damit verbundenen Tétigkeiten zu fordern.

Artikel 3
Grundsitze und Ziele der Umsetzung dieses Abkommens

(1)  Die Vertragsparteien verpflichten sich, in der gambischen Fischereizone eine nachhaltige Fischerei nach dem
Grundsatz der Nichtdiskriminierung zwischen den in dieser Zone anwesenden Schiffen zu fordern.

(2) Die gambischen Behorden verpflichten sich, anderen in der gambischen Fischereizone titigen auslindischen
Schiffen, die dieselben Merkmale aufweisen und die unter dieses Abkommen und das Protokoll fallenden Arten
befischen, keine giinstigeren als die in diesem Abkommen festgelegten Bedingungen einzurdumen. Diese Bedingungen
betreffen die Erhaltung, Entwicklung und Bewirtschaftung von Ressourcen, Finanzregelungen, Gebithren und Rechte im
Zusammenhang mit der Ausstellung von Fanggenehmigungen. Die gambischen Behorden verpflichten sich, den
Unionsschiffen gegebenenfalls einen angemessenen Anteil des Uberschusses an biologischen Meeresressourcen zu
gewihren.

(3) Im Interesse der Transparenz verpflichtet sich Gambia, Informationen im Zusammenhang mit Abkommen, die
auslindischen Schiffen Zugang zu seiner Fischereizone genehmigen, und den sich daraus ergebenden Fischereiaufwand
zu verdffentlichen und Informationen auszutauschen, insbesondere iiber die Zahl der erteilten Fanggenehmigungen und
die gemeldeten Fangmengen.

(4)  Die Vertragsparteien kommen {iberein, dass die Unionsschiffe nur den Uberschuss der zulissigen Fangmenge
gemif Artikel 62 Absitze 2 und 3 des SRU befischen, der in eindeutiger und transparenter Weise auf der Grundlage der
entsprechenden verfugbaren wissenschaftlichen Gutachten und eines einschligigen Informationsaustauschs zwischen den
Vertragsparteien tiber den Gesamtfischereiaufwand aller im Fanggebiet titigen Schiffe fir die betroffenen Bestinde
festgestellt wird.

(5) In Bezug auf gebietsiibergreifende oder weit wandernde Fischbestinde halten sich die Vertragsparteien an die
regionalen wissenschaftlichen Bewertungen und Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaffnahmen einschligiger regionaler
Fischereiorganisationen.
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(6) Die Vertragsparteien verpflichten sich, sicherzustellen, dass das Abkommen im Einklang mit Artikel 9 des
Abkommens von Cotonou {iber die wesentlichen Elemente der Achtung der Menschenrechte, demokratischen
Grundsdtze und des Rechtsstaatsprinzips sowie iiber die grundlegenden Elemente der verantwortungsvollen
Staatsfithrung durchgefithrt wird.

(7)  Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um sicherzustellen, dass die von der gambischen Regierung festgelegten
fischereipolitischen Manahmen umgesetzt werden, und leiten zu diesem Zweck einen politischen Dialog iiber die
notwendigen Reformen ein.

(8)  Die Erkldrung der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zu den grundlegenden Prinzipien und Rechten bei der
Arbeit ist vollumfinglich auf die Seeleute aus Afrika, dem Karibischen Raum und dem Pazifischen Ozean (AKP)
anwendbar, die auf Unionsschiffen anheuern, insbesondere was das Recht auf Vereinigungsfreiheit und Tarifver-
handlungen von Arbeitnehmern und das Verbot von Diskriminierung in Beschiftigung und Berufsausiibung anbelangt.

(9) Die Vertragsparteien konsultieren einander, bevor sie Entscheidungen treffen, die sich auf die Tatigkeiten der
Unionsschiffe im Rahmen dieses Abkommens auswirken konnen.

Artikel 4

Zugang zur gambischen Fischereizone

Die Behorden Gambias verpflichten sich, den Unionsschiffen die Ausiitbung von Fischereititigkeiten in der gambischen
Fischereizone gemafs diesem Abkommen und dem geltenden gambischen Recht zu gestatten.

Artikel 5

Bedingungen fiir die Ausiibung von Fischereititigkeiten und Ausschlieflichkeitsklausel

(1)  Unionsschiffe diirfen in der gambischen Fischereizone nur dann Fischfang betreiben, wenn sie im Besitz einer
Fanggenehmigung sind, die nach den gambischen Rechtsvorschriften als ,Lizenz im Rahmen dieses Abkommens erteilt
wurde. Alle nicht unter dieses Abkommen fallenden Fischereititigkeiten sind verboten.
(2)  Die gambischen Behorden erteilen Unionsschiffen nur im Rahmen dieses Abkommens Fanggenehmigungen. Die
Ausstellung von Fanggenehmigungen an Unionsschiffe auferhalb dieses Abkommens, insbesondere in Form direkter

Fanggenehmigungen, ist verboten.

(3) Das Verfahren zur Beantragung einer Fanggenehmigung fiir ein Unionsschiff, die vom Reeder zu zahlenden
Gebiihren und die Zahlungsweise sind im Protokoll festgelegt.

(4)  Die Vertragsparteien gewahrleisten die ordnungsgemifle Anwendung dieser Bedingungen und Modalititen durch
eine angemessene Zusammenarbeit ihrer zustindigen Behorden.

Artikel 6
Anwendbares Recht

(1)  Die Fischereititigkeiten der in der gambischen Fischereizone fischenden Unionsschiffe unterliegen den geltenden
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften Gambias, sofern in diesem Abkommen oder im Protokoll nichts anderes
geregelt ist. Gambia stellt den Unionsbehorden die geltenden Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften zur Verfiigung.

(2)  Gambia trifft alle geeigneten Vorkehrungen im Hinblick auf eine wirksame Umsetzung der Bestimmungen dieses
Abkommens zur Fischereiiiberwachung und -kontrolle. Die Unionsschiffe arbeiten mit den fiir die Durchfithrung der
Uberwachungs- und Kontrollmaffnahmen zustindigen gambischen Beh6rden zusammen.

(3)  Die gambischen Behorden setzen die Unionsbehorden iiber jede Anderung bestehender Rechtsvorschriften oder
tiber neue Rechtsvorschriften in Kenntnis, die sich moglicherweise auf die Tatigkeiten von Unionsschiffen auswirken.
Solche Rechtsvorschriften sind gegeniiber Unionsschiffen ab dem 60. Tag nach dem Tag durchsetzbar, an dem die
Mitteilung Gambias bei den Unionsbehorden eingegangen ist.

(4)  Die Union trifft alle geeigneten Vorkehrungen, um zu gewahrleisten, dass ihre Schiffe dieses Abkommen und die
Rechtsvorschriften fur die Fischerei in der gambischen Fischereizone einhalten.

(5) Die Unionsbehérden setzen die gambischen Behorden unverziiglich iiber jede Anderung des Unionsrechts in
Kenntnis, die sich moglicherweise auf die Tatigkeiten von Unionsschiffen im Rahmen dieses Abkommens auswirken.
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Artikel 7
Finanzielle Gegenleistung

(1)  Die Union entrichtet im Rahmen dieses Abkommens eine finanzielle Gegenleistung an Gambia, um

a) unbeschadet der von den Reedern getragenen Zugangskosten einen Teil der Kosten der Unionsschiffe fiir den Zugang
zu der Fischereizone und den Fischereiressourcen Gambias zu tibernehmen;

b) durch die Unterstiitzung des Fischereisektors Gambias Fahigkeit zu stirken, eine nachhaltige Fischereipolitik zu
entwickeln.

(2) Die finanzielle Gegenleistung fir die Unterstiitzung des Fischereisektors ist von den Zahlungen fiir die
Zugangskosten getrennt und wird durch die Verwirklichung der Ziele von Gambias Unterstiitzung des Fischereisektors
gemdfl dem Protokoll sowie durch die jahrliche und die mehrjihrige Programmplanung seiner Umsetzung bedingt und
entsprechend festgesetzt.

(3)  Die Zahlung der finanziellen Gegenleistung der Union erfolgt jahrlich gemdfl dem Protokoll.

Die Hohe der finanziellen Gegenleistung gemidfl Absatz 1 Buchstabe a kann durch den Gemischten Ausschuss im
Hinblick auf Folgendes gedndert werden:

a) eine Reduzierung der den Unionsschiffen eingerdumten Fangmoglichkeiten aus Griinden der Bestandsbewirtschaftung,
sofern dies auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissenschaftlichen Gutachten fiir die Erhaltung und nachhaltige
Bewirtschaftung der Bestinde als erforderlich angesehen wird;

b) eine Erhohung der den Unionsschiffen eingerdumten Fangmoglichkeiten, sofern der Zustand der Bestinde dies auf der
Grundlage der besten verfiigbaren wissenschaftlichen Gutachten zulisst.

Der Betrag der finanziellen Gegenleistung gemifl Absatz 1 Buchstabe b kann gedndert werden, wenn die Bedingungen
fur die finanzielle Gegenleistung zur Durchfihrung fischereipolitischer Mafinahmen in Gambia neu festgelegt werden,
sofern die von beiden Vertragsparteien festgestellten spezifischen Ergebnisse der jihrlichen sowie der mehrjdhrigen
Programmplanung dies rechtfertigen.

Die finanzielle Gegenleistung kann ausgesetzt werden infolge
a) der Anwendung von Artikel 15 dieses Abkommens;

b) der Anwendung von Artikel 16 dieses Abkommens.

Artikel 8
Forderung der Zusammenarbeit unter den Wirtschaftsbeteiligten und der Biirgergesellschaft
(1)  Die Vertragsparteien fordern die wirtschaftliche und technische Zusammenarbeit in der Fischerei und den mit ihr
verbundenen Sektoren. Sie konsultieren einander zur Koordinierung der verschiedenen Mafnahmen, die zu diesem

Zweck eingeleitet werden konnten.

(2)  Die Vertragsparteien fordern den Austausch von Informationen uiber Fangtechniken, Fanggerite, Methoden der
Haltbarmachung sowie die industrielle Verarbeitung von Fischereierzeugnissen.

(3)  Die Vertragsparteien bemiihen sich, soweit angemessen, giinstige Bedingungen fiir die Férderung der Beziehungen
zwischen ihren Unternehmen auf technischem, wirtschaftlichem und kommerziellem Gebiet zu schaffen, indem sie die

Herausbildung eines unternehmensentwicklungs- und investitionsfreundlichen Umfeldes vorantreiben.

(4)  Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um die Anlandung von Fingen von Unionsschiffen, die in Gambia
Fischfang betreiben, zu fordern.

(5) Die Vertragsparteien unterstiitzen die Griindung gemischter Gesellschaften im Bereich der Fischerei und der
maritimen Wirtschaft.
Artikel 9
Gemischter Ausschuss
(1)  Es wird ein Gemischter Ausschuss aus Vertretern der Union und der gambischen Behorden gebildet, der fiir die

Uberwachung der Anwendung dieses Abkommens zustindig ist. Der Gemischte Ausschuss kann Anderungen des
Protokolls annehmen.
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(2)  Die Aufgaben des Gemischten Ausschusses umfassen insbesondere Folgendes:

a) Kontrolle der Durchfithrung, Auslegung und Anwendung dieses Abkommens und insbesondere der Festlegung der
jahrlichen sowie der mehrjahrigen Programmplanung gemifl Artikel 7 Absatz 2 und Bewertung der Umsetzung;

b) Aufrechterhaltung der notwendigen Verbindung in Fragen von gemeinsamem Interesse im Bereich der Fischerei,
insbesondere der statistischen Auswertung der Fangdaten;

¢) gitliche Beilegung von Streitigkeiten, zu denen die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens Anlass geben
konnte.

(3)  Die Beschlussfassungsfunktion des Gemischten Ausschusses besteht in der Genehmigung von Anderungen des
Protokolls in Bezug auf

a,

b

c) die technischen Bedingungen und Modalititen, unter denen Unionsschiffe ihre Fischereititigkeit ausiiben.

=

die Neubewertung der Fangmoglichkeiten und infolgedessen der finanziellen Gegenleistung;

=

die Verfahren zur Unterstiitzung des Fischereisektors;

(4) Der Gemischte Ausschuss nimmt seine Aufgaben entsprechend den Zielen dieses Abkommens und den
einschldgigen Vorschriften der ICCAT und gegebenenfalls anderer regionaler Fischereiorganisationen wahr.

(5) Der Gemischte Ausschuss tritt mindestens einmal jahrlich abwechselnd in Gambia und in der Union oder an
einem anderen einvernehmlich bestimmten Ort unter dem Vorsitz der gastgebenden Vertragspartei zusammen. Auf
Antrag einer der Vertragsparteien tritt er zu auflerordentlichen Sitzungen zusammen. Beschliisse werden einvernehmlich
gefasst und dem gebilligten Sitzungsprotokoll beigefiigt.

Artikel 10

Zusammenarbeit im Bereich der Bekimpfung der IUU-Fischerei

Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Hinblick auf eine verantwortungsvolle und nachhaltige Fischerei bei der
Bekdmpfung der IUU-Fischerei zusammenzuarbeiten.

Artikel 11

Wissenschaftliche Zusammenarbeit

(1) Die Vertragsparteien fordern die wissenschaftliche Zusammenarbeit, um gemeinsam mit regionalen und
subregionalen wissenschaftlichen Gremien den Zustand der Fischbestinde in den Gewissern Gambias regelmafig zu
bewerten.
(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, einander erforderlichenfalls im Rahmen der ICCAT und anderer
einschldgiger regionaler Fischereiorganisationen zu konsultieren, um die Bewirtschaftung und Erhaltung der biologischen
Meeresressourcen in der gambischen Fischereizone zu stirken.

Artikel 12

Geografischer Anwendungsbereich

Dieses Protokoll gilt einerseits nach Mafigabe des Vertrags iiber die Europdische Union und des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union fiir die Gebiete, in denen diese Vertrige angewandt werden, und andererseits fiir
das Hoheitsgebiet Gambias.

Artikel 13

Geltungsdauer und stillschweigende Verlingerung

Dieses Abkommen gilt fiir einen Zeitraum von sechs Jahren ab dem Beginn seiner vorldufigen Anwendung. Es wird
automatisch verldngert, wenn es nicht gemifd Artikel 16 gekiindigt wird.

Artikel 14

Vorliufige Anwendung

Das Protokoll wird ab dem Datum der Unterzeichnung vorldufig angewendet.
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Artikel 15
Aussetzung

(1) Die Anwendung dieses Abkommens kann in einem oder mehreren der folgenden Fille auf Initiative einer der
Vertragsparteien ausgesetzt werden:

a) auflerhalb der angemessenen Kontrolle einer der Vertragsparteien liegende Umstinde, ausgenommen Naturereignisse,
die die Ausiibung von Fischereititigkeiten in der gambischen Fischereizone verhindern;

b) Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien iiber die Auslegung oder die Anwendung dieses Abkommens;

¢) wenn eine der Vertragsparteien einen Verstoff gegen wesentliche und grundlegende Aspekte der Menschenrechte
gemdfd Artikel 9 des Cotonou-Abkommens feststellt und das Verfahren gemdfl den Artikeln 8 und 96 des genannten
Abkommens eingeleitet wurde.

(2) Die Aussetzung der Anwendung des Abkommens wird der anderen Vertragspartei von der betreffenden
Vertragspartei schriftlich mitgeteilt und tritt drei Monate nach Eingang der Mitteilung in Kraft. Mit Erhalt dieser
Mitteilung werden Konsultationen zwischen den Vertragsparteien eingeleitet, durch die die Streitigkeiten innerhalb von
drei Monaten giitlich beigelegt werden sollen.

(3) Konnen die Differenzen nicht giitlich ausgeraumt werden und kommt es zur Aussetzung des Abkommens,
konsultieren die Vertragsparteien einander weiterhin mit dem Ziel, ihre Streitigkeiten beizulegen. Wird eine solche
Beilegung erreicht, so wird die Anwendung dieses Abkommens wieder aufgenommen und der Betrag der finanziellen
Gegenleistung gemdfl Artikel 7 je nach Dauer der Aussetzung zeitanteilig entsprechend gekiirzt, sofern nichts anderes
vereinbart wurde.

Artikel 16

Kiindigung
(1)  Dieses Abkommen kann von einer der Parteien gekiindigt werden, insbesondere in einem oder mehreren der
folgenden Fille:

a) auflerhalb der angemessenen Kontrolle einer der Vertragsparteien liegender Umstinde, ausgenommen Naturereignisse,
die die Ausiibung von Fischereititigkeiten in der gambischen Fischereizone verhindern;

b) einer Erschopfung der betreffenden Bestinde gemdf den besten verfiigbaren unabhingigen und verldsslichen
wissenschaftlichen Gutachten;

¢) einer geringeren Ausschopfung der den Unionsschiffen gewihrten Fangmoglichkeiten;

d) der Nichteinhaltung der von den Vertragsparteien im Bereich der Bekdmpfung der IUU-Fischerei eingegangenen
Verpflichtungen.

(2)  Die Kiindigung dieses Abkommens wird der anderen Vertragspartei von der kiindigenden Vertragspartei schriftlich
mitgeteilt und tritt sechs Monate nach Eingang dieser Mitteilung in Kraft, es sei denn, die Vertragsparteien beschlieen
einvernehmlich, diese Frist zu verldngern. Die Vertragsparteien konsultieren einander vom Zeitpunkt der Kiindigungs-
mitteilung, um innerhalb von sechs Monaten ihren Streit giitlich beizulegen.

(3)  Bei einer Kiindigung wird die Zahlung der finanziellen Gegenleistung gemafl Artikel 7 fir das Jahr, in dem die
Kiindigung wirksam wird, zeitanteilig entsprechend gekiirzt.
Artikel 17
Aufhebung
Das am 2. Juni 1987 in Kraft getretene Abkommen zwischen der Europdischen Wirtschaftsgemeinschaft und der
Republik Gambia iiber die Fischerei vor der Kiiste Gambias wird aufgehoben.
Artikel 18
Inkrafttreten
Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Vertragsparteien einander den Abschluss der fiir diesen Zweck
erforderlichen Verfahren notifiziert haben.
Artikel 19
Sprachen

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in bulgarischer, dinischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer,
franzosischer, griechischer, irischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederlidndischer,
polnischer, portugiesischer, ruménischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer, und
ungarischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermafen verbindlich ist.
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CnbcraBeHo B BpIoKcelT Ha TpueceT U ITbPBI FOJIM [BE XVJISUIM M [IeBETHALECETa TOMHA.

Hecho en Bruselas, el treinta y uno de julio de dos mil diecinueve.

V Bruselu dne tficatého prvniho &ervence dva tisice devatenact.

Udferdiget i Bruxelles den enogtredivte juli to tusind og nitten.

Geschehen zu Briissel am einunddreiffigsten Juli zweitausendneunzehn.

Kahe tuhande tiheksateistkiimnenda aasta juulikuu kolmekiimne esimesel péeval Briisselis.
'Eywve otig Bpu&éNes, omig tpiavta pia louhiou dUo yhiades dekaevvéa.

Done at Brussels on the thirty first day of July in the year two thousand and nineteen.
Fait & Bruxelles, le trente et un juillet deux mille dix-neuf.

Sastavljeno u Bruxellesu trideset prvog srpnja godine dvije tisuée devetnaeste.

Fatto a Bruxelles, addi trentuno luglio duemiladiciannove.

Brisele, divi tiikstosi devinpadsmita gada trisdesmit pirmaja jalija.

Priimta du tikstanciai devyniolikty mety liepos trisdesimt pirmag diena Briuselyje.

Kelt Briisszelben, a kétezer-tizenkilencedik év jalius havanak harmincegyedik napjan.
Maghmul fi Brussell, fil-wiehed u tletin jum ta’ Lulju fis-sena elfejn u dsatax.

Gedaan te Brussel, eenendertig juli tweeduizend negentien.

Sporzagdzono w Brukseli dnia trzydziestego pierwszego lipca roku dwa tysigce dziewigtnastego.
Feito em Bruxelas, em trinta e um de julho de dois mil e dezanove.

Intocmit la Bruxelles la treizeci si unu iulie doud mii noudsprezece.

V Bruseli tridsiateho prvého jula dvetisicdevitnést.

V Bruslju, dne enaintridesetega julija leta dva tiso¢ devetnajst.

Tehty Brysselissd kolmantenakymmenentendensimmaisend paivani heindkuuta vuonna kaksituhattayhdeksantoista.

Som skedde i Bryssel den trettioforsta juli ar tjugohundranitton.

3a EBpomneickust cbio3

Por la Unién Europea

Za Evropskou unii

For Den Europziske Union
Fiir die Europdische Union
Euroopa Liidu nimel

Ta v Evpomnaikn Eveon
For the European Union
Pour 'Union européenne
Za Europsku uniju

Per I'Unione europea s % % I/Q)é_ﬁ
Eiropas Savienibas varda — // ’
Europos Sgjungos vardu

Az Eur6pai Uni6 részérél
Ghall-Unjoni Ewropea

Voor de Europese Unie

W imieniu Unii Europejskiej
Pela Unido Europeia

Pentru Uniunea Europeand
Za Eurdpsku tniu

Za Evropsko unijo
Euroopan unionin puolesta

For Europeiska unionen
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3a Peny6ruka [ambus

Por la Reptiblica de Gambia

Za Gambijskou republiku

For vegne af Republikken Gambia
Fir die Republik Gambia
Gambia Vabariigi nimel

Ta ™ Anpokpatia e Tkapma
For the Republic of The Gambia
Pour la République de Gambie
Za Republiku Gambiju

Per la Repubblica della Gambia " W
Gambijas Republikas varda —
Gambijos Respublikos vardu

A Gambiai Koztdrsasdg részérdl
Ghar-Repubblika tal-Gambja
Voor de Republick Gambia

W imieniu Republiki Gambii
Pela Republica da Gambia
Pentru Republica Gambia

Za Gambijskii republiku

Za Republiko Gambijo
Gambian tasavallan puolesta

For Republiken Gambias vdgnar
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PROTOKOLL

iiber die Durchfiihrung des partnerschaftlichen Abkommens iiber nachhaltige Fischerei zwischen
der Europidischen Union und der Republik Gambia

Artikel 1
Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieses Protokolls gelten die Begriffsbestimmungen gemafl Artikel 1 des partnerschaftlichen Abkommens
tiber nachhaltige Fischerei zwischen der Europiischen Union und der Republik Gambia (im Folgenden ,Abkommen®) mit
folgenden Ergdnzungen:

a) ,dieses Protokoll“: das Protokoll zum Abkommen sein Anhang und dessen Anlagen;

b) ,Anlandung“: das Entladen einer beliebigen Menge von Fischereierzeugnissen von Bord eines Fischereifahrzeugs an
Land;

¢) ,Umladung®: das Umladen aller oder eines Teils der Fischereierzeugnisse von Bord eines Schiffs auf ein anderes Schiff;

d) ,Beobachter: jede Person, die von einer nationalen Behorde dazu ermichtigt wurde, gemifl den Bestimmungen des
Anhangs die Anwendung der Vorschriften fiir die Fischereititigkeit zu beobachten oder die Tatigkeit fiir
wissenschaftliche Zwecke zu beobachten;

e) ,Fanggenehmigung eine Genehmigung, die das zustindige Department of Fisheries dem Reeder gegen eine jahrliche
oder vierteljdhrliche Gebiihr erteilt, und die ithn zum Fischfang in der gambischen Fischereizone wihrend des
Zeitraums berechtigt, fir den sie erteilt wurde;

f) ,Betreiber*: jede natiirliche oder juristische Person, die ein Unternehmen betreibt oder besitzt, das Tatigkeiten ausiibt,
die mit den einzelnen Stufen der Erzeugung, Verarbeitung, Vermarktung, des Vertriebs oder des Einzelhandels von
Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur zusammenhéngen;

g) ,weit wandernde Arten”: Arten nach Anhang 1 des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen von 1982 mit
Ausnahme der durch die Internationale Kommission zur Erhaltung der Thunfischbestinde im Atlantik (ICCAT)
geschiitzten oder einem Fangverbot unterliegenden Arten;

h) ,hohere Gewalt“ ein plotzliches, unvorhergesehenes und unvermeidliches Ereignis, das die Ausiibung der normalen
Fischereitatigkeit in der gambischen Fischereizone gefahrdet oder verhindert.

Artikel 2
Ziel

Ziel dieses Protokolls ist die Umsetzung der Bestimmungen des Abkommens, indem insbesondere die Bedingungen fiir
den Zugang von Unionsschiffen zur gambischen Fischereizone gemifl Artikel 1 Buchstabe i des Abkommens und die
Durchfithrungsbestimmungen zu dem Abkommen festgelegt werden.

Artikel 3
Fangmoglichkeiten

(1)  Den Unionsschiffen werden folgende Fangmaglichkeiten gewahrt:
— weit wandernde Arten

a) 28 Thunfischwadenfinger/Froster

b) 10 Angelfinger
— Tiefseefisch (gemdfl Anlage 2b des Anhangs zum Protokoll):

¢) 3 Trawler

(2)  Absatz 1 des vorliegenden Artikels gilt vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 5 und 7 dieses Protokolls.

(3)  Gemifl Artikel 5 dieses Abkommens diirfen Unionsschiffe nur dann Fischereitdtigkeiten in der gambischen
Fischereizone ausiiben, wenn sie im Besitz einer Fanggenehmigung sind, die im Rahmen des vorliegenden Protokolls im
Einklang mit dem Anhang erteilt wurde.
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Artikel 4
Finanzielle Gegenleistung

(1) Die von der Union zu zahlende finanzielle Gegenleistung fiir den in Artikel 12 dieses Protokolls genannten
Zeitraum wird auf insgesamt 3 300 000 EUR festgesetzt. Die finanzielle Gegenleistung belduft sich auf 550 000 EUR
pro Jahr im Rahmen der finanziellen Gegenleistung gemaf$ Artikel 7 des Abkommens, die wie folgt aufgeteilt wird:

a) ein jahrlicher Betrag fur den Zugang zu den Fischereiressourcen in der gambischen Fischereizone in Hohe von
275 000 EUR, der einer Referenzfangmenge fiir weit wandernde Arten von 3 300 Tonnen pro Jahr entspricht, und

b) ein spezifischer jdhrlicher Betrag fur die Unterstiitzung der Umsetzung der Fischereipolitik Gambias in Hohe von
275 000 EUR pro Jahr.

Auflerdem wird die jahrliche, von den Reedern zu zahlende finanzielle Gegenleistung auf 315 000 EUR festgesetzt, was
der geschitzten jihrlichen von den Reedern zu entrichtenden Gebiihr fiir die gemaf Artikel 5 des Abkommens erteilten
Fanggenehmigungen gemaf den Regelungen in Kapitel 1T Abschnitt 2 des Anhangs entspricht.

(2)  Absatz 1 des vorliegenden Artikels gilt vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 5, 6, 7, 8 und 14 dieses
Protokolls und der Artikel 15 und 16 des Abkommens.

(3) Gambia iiberwacht die Tatigkeiten der Unionsschiffe in den gambischen Fischereizonen, um unter
Beriicksichtigung des Zustands der Bestinde und des verfiigbaren Uberschusses eine angemessene Verwaltung der in
Absatz 1 Buchstabe a fiir weit wandernde Arten festgelegten Referenzfangmenge sowie der zuldssigen Gesamtfangmenge
an Grundfischarten gemifl dem entsprechenden technischen Datenblatt, das dem Anhang dieses Protokolls als Anlage
beigefiigt ist, zu gewahrleisten.

(4)  Sowohl die Union als auch Gambia tragen dafiir Sorge, dass die Finge der Unionsschiffe regelmifig iiberwacht
werden. Bei Grundfischarten informiert Gambia die Unionsbehorden, sobald die Fangmenge 80 % der zulissigen
Gesamtfangmenge erreicht. Nach Erhalt dieser Mitteilung setzt die Union die Mitgliedstaaten ebenfalls davon in
Kenntnis. Die Mitgliedstaaten werden dann in geeigneter Weise titig, um sicherzustellen, dass die Fangmengen von
Grundfischarten die zuldssige Gesamtfangmenge nicht tiberschreiten.

(5)  Uberschreitet die jahrliche Gesamtmenge der von Unionsschiffen in den gambischen Gewissern getitigten Finge
weit wandernder Arten die jdhrliche Referenzmenge gemifl Absatz 1 Buchstabe a, so erhoht sich die jahrlich zu
entrichtende finanzielle Gegenleistung um 50 EUR je zusitzlich gefangener Tonne.

(6)  Der von der Union gezahlte jahrliche Gesamtbetrag darf jedoch das Doppelte des in Absatz 1 Buchstabe a
genannten Betrages nicht ubersteigen. Ubersteigen die Finge Unionsschiffe die dem Doppelten dieses Betrags
entsprechenden Mengen, so wird der Betrag fiir die iiber diese Hochstmenge hinausgehenden Finge im darauf folgenden
Jahr gezahlt.

(7)  Die Zahlung der finanziellen Gegenleistung gemif8 Absatz 1 Buchstabe a durch die Union fir den Zugang von
Unionsschiffen zu den gambischen Fischereiressourcen erfolgt im ersten Jahr spdtestens drei Monate nach dem Beginn
der vorldufigen Anwendung des Protokolls und in den Folgejahren jeweils spitestens am Jahrestag des Beginns der
vorldufigen Anwendung.

(8)  Die finanzielle Gegenleistung gemiff Absatz 1 Buchstabe a wird auf ein Konto des gambischen Schatzamtes
tiberwiesen. Die fiir die Unterstiitzung des Fischereisektors bestimmte finanzielle Gegenleistung gemif Absatz 1
Buchstabe b wird dem DoF auf einem Konto in den Biichern des Schatzamtes zur Verfiigung gestellt. Die
Bankverbindungen werden der Europdischen Kommission jedes Jahr von den gambischen Behorden mitgeteilt.

Artikel 5
Uberpriifung der Fangméglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung

(1)  Der Gemischte Ausschuss kann die Fangmoglichkeiten gemafl Artikel 3 neu bewerten und beschlieBen, die
Fangmoglichkeiten zu tiberpriifen, sofern die Empfehlungen und Entschliefungen der ICCAT und anderer regionaler
wissenschaftlicher Gremien darauf hindeuten, dass eine solche Uberpriifung mit der nachhaltigen Bewirtschaftung der
unter dieses Protokoll fallenden Fischereiressourcen im Einklang steht. In diesem Fall wird die finanzielle Gegenleistung
gemif Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a durch einen Beschluss des Gemischten Ausschusses proportional und zeitanteilig
entsprechend angepasst. Der von der Union jihrlich gezahlte Gesamtbetrag darf jedoch das Doppelte des in Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe a genannten Betrags nicht tiberschreiten.

(2)  Der Gemischte Ausschuss kann erforderlichenfalls die Voraussetzungen fiir die Ausiibung von Fischereititigkeiten
sowie die Durchfithrungsmodalititen dieses Protokolls und seines Anhangs priifen und dndern.
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Artikel 6
Unterstiitzung des Fischereisektors

(1)  Der Gemischte Ausschuss legt spitestens drei Monate nach dem Inkrafttreten bzw. der vorldufigen Anwendung
dieses Protokolls ein mehrjdhriges sektorales Programm sowie die entsprechenden Durchfithrungsbestimmungen fest,
insbesondere

a) Jahres- und Mehrjahresleitlinien fiir die Verwendung des spezifischen Betrags der finanziellen Gegenleistung gemif§
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b;

b) die jihrlichen und mehrjahrigen Ziele fir die Entwicklung verantwortungsvoller, nachhaltiger Fischereitatigkeiten,
wobei den Priorititen Gambias in seinen nationalen Politikbereichen im Zusammenhang mit folgenden Aspekten
Rechnung getragen wird:

i) Unterstitzungs- und Bewirtschaftungsmaflnahmen fur die Fischerei, die Aquakultur und die handwerkliche
Fischerei;

ii) Gesundheits- und Qualitdtsmanagement im Hinblick auf den Ausbau der Exportkapazititen;

iii) Uberwachung und Kontrolle der Fischerei sowie Bekdmpfung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten
Fischerei (IUU-Fischerei);

iv) Entwicklung und Ausbau der wissenschaftlichen Kapazititen im Bereich der Fischerei;

v) MafRnahmen zum Schutz empfindlicher Okosysteme oder von Okosystemen, die einen wesentlichen Beitrag zur
Gesundheit der Bestinde geleistet haben, wie die Einrichtung und Bewirtschaftung von Meeresschutzgebieten.

¢) Kriterien und Verfahren, soweit angezeigt einschlieSlich Haushalts- und Finanzindikatoren, zur Bewertung der jihrlich
erreichten Ziele.

(2)  Die Verwendung des spezifischen Betrags der finanziellen Gegenleistung gemif Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b
stitzt sich auf die vom Gemischtem Ausschuss ausgewiesenen Zielvorgaben und die jihrliche und mehrjahrige
Programmplanung zu ihrer Verwirklichung.

(3)  Vorschlige fiir Anderungen des Mehrjahresprogramms fiir den Fischereisektor miissen vom Gemischten Ausschuss
gebilligt werden. Von den gambischen Behorden verlangte dringende Anderungen des Jahresprogramms fiir den
Fischereisektor konnen tiber den Gemischten Ausschuss auch in Form eines Briefwechsels vorgenommen werden.

(4) Die gambischen Behorden erstatten dem Gemischten Ausschuss jihrlich Bericht iiber die Fortschritte bei der
Durchfithrung der Unterstiitzung des Fischereisektors.

(5)  Die gambischen Behorden legen vor Ablauf dieses Protokolls einen Abschlussbericht iiber die Durchfithrung der
Unterstiitzung des Fischereisektors im Rahmen dieses Protokolls vor.

(6)  Der spezifische Betrag der finanziellen Gegenleistung gemdfd Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b wird in Tranchen
gezahlt. Im ersten Jahr der Anwendung des Protokolls wird die Tranche auf der Grundlage des Bedarfs gezahlt, der als
Teil der vereinbarten Programmplanung ermittelt wurde. In den nachfolgenden Anwendungsjahren werden die Tranchen
auf der Grundlage des Bedarfs, der als Teil der vereinbarten Programmplanung ermittelt wurde, und auf der Grundlage
einer Analyse der bei der Unterstiitzung des Fischereisektors erzielten Ergebnisse gezahlt.

(7)  Die Union behalt sich das Recht vor, die Zahlung der spezifischen finanziellen Gegenleistung gemifl Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls zu dndern und/oder sie ganz oder teilweise auszusetzen, wenn

a) die erzielten Ergebnisse nach einer Bewertung durch den Gemischten Ausschuss nicht der Programmplanung
entsprechen;

b) diese finanzielle Gegenleistung nicht nach den Vorgaben des Gemischten Ausschusses verwendet wird.

(8)  Nach Abstimmung zwischen den Vertragsparteien und mit Zustimmung des Gemischten Ausschusses wird die
Zahlung der finanziellen Gegenleistung wieder aufgenommen, sofern dies angesichts der Ergebnisse der Durchfithrung
der vereinbarten Programmplanung gemifl Absatz 1 dieses Artikels gerechtfertigt ist. Allerdings kann die Zahlung der
spezifischen finanziellen Gegenleistung gemifl Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b nur bis maximal sechs Monate nach
Ablauf dieses Protokolls erfolgen.

(9) Die beiden Vertragsparteien verpflichten sich, die zur Unterstiitzung des Fischereisektors durchgefiihrten
Mafinahmen fur die Offentlichkeit erkennbar zu machen und zu fordern.
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Artikel 7
Wissenschaftliche Zusammenarbeit fiir verantwortungsvolle Fischerei

(1) Die Vertragsparteien beachten die Empfehlungen und EntschlieBungen der ICCAT und beriicksichtigen die
wissenschaftlichen Gutachten anderer einschldgiger regionaler Organisationen.

(2)  Die Vertragsparteien konnen eine gemeinsame wissenschaftliche Sitzung einberufen, wenn dies erforderlich ist, um
alle wissenschaftlichen Fragen im Zusammenhang mit der Durchfithrung dieses Protokolls zu priifen. Dies kann in
Zusammenarbeit mit anderen regionalen und subregionalen wissenschaftlichen Gremien erfolgen.

(3) Auf der Grundlage der Empfehlungen und Entschliefungen der ICCAT und der besten verfiigbaren
wissenschaftlichen Gutachten und gegebenenfalls der Schlussfolgerungen der gemeinsamen wissenschaftlichen Sitzungen
kann der Gemischte Ausschuss im Hinblick auf die Tatigkeiten von Unionsschiffen Mafnahmen beschlieen, um die
nachhaltige Bewirtschaftung der unter dieses Protokoll fallenden Fischereiressourcen zu gewahrleisten.

Artikel 8
Versuchsfischerei und neue Fangméglichkeiten

(1)  Auf Wunsch einer der Vertragsparteien kann der Gemischte Ausschuss priifen, ob in der gambischen
Fischereizone Versuchsfischerei betrieben werden kann, um die technische Durchfiihrbarkeit und die wirtschaftliche
Rentabilitdt neuer Fischereien zu erproben, die nicht in Artikel 3 vorgesehen sind. Zu diesem Zweck legt der Gemischte
Ausschuss im Einzelfall die Arten, Bedingungen und alle anderen wichtigen Parameter fest.

(2)  Falls die Union sich fiir neue Fangmoglichkeiten interessiert, kommt der Gemischte Ausschuss zusammen, um
unter Beriicksichtigung der besten verfiigbaren wissenschaftlichen Gutachten und auf der Grundlage der Ergebnisse der
Versuchsfischerei die Vorgaben fiir derartige neue Fischereititigkeiten zu erortern und festzulegen.

(3)  Sobald Gambia diese neuen Fischereititigkeiten genehmigt hat, dndert der Gemischte Ausschuss dieses Protokoll
und seine Anhinge entsprechend.

Artikel 9
Zusammenarbeit zwischen den Wirtschaftsbeteiligten

Die Vertragsparteien arbeiten gemifl den geltenden Gesetzen und Rechtsvorschriften zusammen und fordern damit die
Zusammenarbeit der Wirtschaftsbeteiligten in folgenden Bereichen:

a) Entwicklung von mit der Fischerei zusammenhingenden Tatigkeiten, insbesondere Fischverarbeitung, Herstellung von
Fanggeriten und -materialien sowie Bau und Reparatur von Schiffen;

b) Forderung des Wissensaustausches sowie der Ausbildung von Akteuren des Fischereisektors;
¢) Vermarktung und Verkauf von Fischereierzeugnissen;
d) blaue Wirtschaft einschlieflich Aquakultur.

Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um ein giinstiges Geschaftsumfeld fiir die Forderung von Investitionen in den
in Absatz 1 Buchstaben a bis d genannten Bereichen zu gewihrleisten.

Artikel 10
Elektronischer Datenaustausch

(1) Gambia und die Union verpflichten sich, die fur den elektronischen Austausch aller Informationen und
Dokumente im Zusammenhang mit der Durchfithrung des Abkommens und dieses Protokolls erforderlichen Systeme
einzurichten.

(2)  Die elektronische Fassung eines Dokuments wird durchgehend als der Papierfassung gleichwertig betrachtet.

(3)  Beide Vertragsparteien melden der jeweils anderen Vertragspartei unverziiglich jede Stérung eines IT-Systems,
durch die der Datenaustausch verhindert wird. In diesem Fall wird fiir die Informationen und Dokumente zur

Durchfithrung des Abkommens und des Protokolls automatisch die Papierfassung nach Mafigabe des Anhangs
verwendet.
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Artikel 11
Vertraulichkeit

(1) Die Vertragsparteien stellen sicher, dass alle im Rahmen des Abkommens erhobenen nominellen Daten iiber
Unionsschiffe und ihre Fischereititigkeiten, einschlieflich der von Beobachtern erhobenen Daten, im Einklang mit den
Grundsitzen der Vertraulichkeit und des Datenschutzes behandelt werden.

(2)  Die Vertragsparteien stellen sicher, dass nur aggregierte Daten zu den Fischereititigkeiten in der gambischen
Fischereizone offentlich zuginglich sind.

(3)  Als vertraulich geltende Daten werden von den zustindigen Behorden ausschlieSlich zur Umsetzung des
Abkommens und fiir die Zwecke der Bestandsbewirtschaftung sowie zur Kontrolle und Uberwachung der Fischerei
verwendet.

(4)  Der Gemischte Ausschuss kann im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und
des Rates (') (Datenschutz-Grundverordnung) geeignete Garantien und Rechtsbehelfe fiir die von der Union iibermittelten
personenbezogenen Daten festlegen.

Artikel 12

Laufzeit

Dieses Protokoll gilt fiir einen Zeitraum von sechs Jahren ab dem Beginn seiner vorldufigen Anwendung..

Artikel 13
Vorliufige Anwendung

Das Protokoll wird ab dem Tag der Unterzeichnung vorldufig angewendet.

Artikel 14
Aussetzung
Die Anwendung dieses Protokolls kann auf Initiative jeder Vertragspartei unter den Bedingungen gemifl Artikel 15 des
Abkommens ausgesetzt werden.
Artikel 15
Kiindigung
Dieses Protokoll kann auf Initiative jeder Vertragspartei unter den Bedingungen gemifs Artikel 16 des Abkommens
gekiindigt werden.
Artikel 16
Inkrafttreten

Dieses Protokoll tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Vertragsparteien einander den Abschluss der fiir diesen Zweck
erforderlichen Verfahren notifizieren.

(") Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABL.L 119 vom 4.5.2016, S. 1).
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CnbcraBeHo B BpIoKcelT Ha TpueceT U ITbPBI FOJIM [BE XVJISUIM M [IeBETHALECETa TOMHA.

Hecho en Bruselas, el treinta y uno de julio de dos mil diecinueve.

V Bruselu dne tficatého prvniho &ervence dva tisice devatenact.

Udferdiget i Bruxelles den enogtredivte juli to tusind og nitten.

Geschehen zu Briissel am einunddreiffigsten Juli zweitausendneunzehn.

Kahe tuhande tiheksateistkiimnenda aasta juulikuu kolmekiimne esimesel péeval Briisselis.
'Eywve otig Bpu&éNes, omig tpiavta pia louhiou dUo yhiades dekaevvéa.

Done at Brussels on the thirty first day of July in the year two thousand and nineteen.
Fait & Bruxelles, le trente et un juillet deux mille dix-neuf.

Sastavljeno u Bruxellesu trideset prvog srpnja godine dvije tisuée devetnaeste.

Fatto a Bruxelles, addi trentuno luglio duemiladiciannove.

Brisele, divi tiikstosi devinpadsmita gada trisdesmit pirmaja jalija.

Priimta du tikstanciai devyniolikty mety liepos trisdesimt pirmag diena Briuselyje.

Kelt Briisszelben, a kétezer-tizenkilencedik év jalius havanak harmincegyedik napjan.
Maghmul fi Brussell, fil-wiehed u tletin jum ta’ Lulju fis-sena elfejn u dsatax.

Gedaan te Brussel, eenendertig juli tweeduizend negentien.

Sporzagdzono w Brukseli dnia trzydziestego pierwszego lipca roku dwa tysigce dziewigtnastego.
Feito em Bruxelas, em trinta e um de julho de dois mil e dezanove.

Intocmit la Bruxelles la treizeci si unu iulie doud mii noudsprezece.

V Bruseli tridsiateho prvého jula dvetisicdevitnést.

V Bruslju, dne enaintridesetega julija leta dva tiso¢ devetnajst.

Tehty Brysselissd kolmantenakymmenentendensimmaisend paivani heindkuuta vuonna kaksituhattayhdeksantoista.

Som skedde i Bryssel den trettioforsta juli ar tjugohundranitton.

3a EBpomneickust cbio3

Por la Unién Europea

Za Evropskou unii

For Den Europziske Union
Fiir die Europdische Union
Euroopa Liidu nimel

Ta v Evpomnaikn Eveon
For the European Union
Pour 'Union européenne
Za Europsku uniju

Per I'Unione europea s % % I/Q)é_ﬁ
Eiropas Savienibas varda — // ’
Europos Sgjungos vardu

Az Eur6pai Uni6 részérél
Ghall-Unjoni Ewropea

Voor de Europese Unie

W imieniu Unii Europejskiej
Pela Unido Europeia

Pentru Uniunea Europeand
Za Eurdpsku tniu

Za Evropsko unijo
Euroopan unionin puolesta

For Europeiska unionen
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3a Peny6ruka [ambus

Por la Reptiblica de Gambia

Za Gambijskou republiku

For vegne af Republikken Gambia
Fir die Republik Gambia
Gambia Vabariigi nimel

Ta ™ Anpokpatia e Tkapma
For the Republic of The Gambia
Pour la République de Gambie
Za Republiku Gambiju

Per la Repubblica della Gambia " W
Gambijas Republikas varda —
Gambijos Respublikos vardu

A Gambiai Koztdrsasdg részérdl
Ghar-Repubblika tal-Gambja
Voor de Republick Gambia

W imieniu Republiki Gambii
Pela Republica da Gambia
Pentru Republica Gambia

Za Gambijskii republiku

Za Republiko Gambijo
Gambian tasavallan puolesta

For Republiken Gambias vdgnar
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ANHANG

BEDINGUNGEN FUR DIE AUSUBUNG VON FISCHEREITATIGKEITEN DURCH UNIONSSCHIFFE IN DER GAMBISCHEN
FISCHEREIZONE

KAPITEL I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
Benennung der zustindigen Behorden

1. Im Sinne dieses Anhangs bezeichnet, sofern nicht anders festgelegt, jede Bezugnahme auf die zustindige Behorde der
Union oder Gambias:

— fiir die Union: die Europdische Kommission, soweit zutreffend iiber die Delegation der Europiischen Union in
Gambia (im Folgenden ,EU-Delegation);

— fur Gambia: Ministerium fur Fischerei, Wasserwirtschaft und Angelegenheiten der Nationalversammlung, Gambia
(MOFWR&NAMs).

Die gambische Fischereizone

2. Die geografischen Koordinaten der gambischen Fischereizone sind in Artikel 1 Buchstabe i des Abkommens
festgelegt.

3. Die zustindigen gambischen Behorden iibermitteln den Unionsdienststellen vor Beginn der vorldufigen Anwendung
des Protokolls die geografischen Koordinaten der Basislinie Gambias, der gambischen Fischereizone und der fiir die
Schifffahrt und die Fischerei gesperrten Gebiete.

4. Gambia teilt den Reedern die Koordinaten dieser Gebiete bei Ausstellung der Fanggenehmigung mit.

5. Gambia setzt die Union mindestens zwei Monate vor Inkrafttreten jeglicher Anderung der fiir den Fischfang und die
Schifffahrt gesperrten Gebiete in Kenntnis.
Zahlungen der Reeder

6. Gambia teilt der Union vor der vorldufigen Anwendung des Protokolls das Bankkonto/die Bankkonten der Regierung
mit, auf das/die die Betrige iiberwiesen werden sollen, die im Rahmen des Abkommens von Unionsschiffen zu
zahlen sind. Anfallende Gebiihren fiir Bankiiberweisungen gehen zulasten der Reeder.

Kontakte

7. Die Kontaktdaten der gambischen Behorden sind in Anlage 6 dieses Anhangs enthalten.

KAPITEL 1I
FANGGENEHMIGUNGEN
ABSCHNITT 1
BEANTRAGUNG UND ERTEILUNG VON FANGGENEHMIGUNGEN
Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Fanggenehmigung
1. Eine Fanggenehmigung fur die gambische Fischereizone konnen nur zugelassene Fischereifahrzeuge erhalten.

2. Zum Fischfang zugelassen wird ein Schiff nur, wenn iiber das Schiff bzw. dessen Reeder oder Kapitin kein Verbot der
Fischereitatigkeit in der gambischen Fischereizone verhingt worden ist. Es diirfen keine Anspriiche oder Forderungen
der gambischen Behorden offen stehen, d. h., Reeder und Kapitin miissen allen fritheren Verpflichtungen aus
Fischereititigkeiten in Gambia im Rahmen der mit der Union geschlossenen Fischereiabkommen nachgekommen
sein. Die Fanggenehmigungen nach Artikel 5 des Abkommens werden unter der Bedingung, dass das Schiff im
Unionsregister der Fischereifahrzeuge gefilhrt wird, und im Einklang mit den Bestimmungen der Verordnung
(EU) 20172403 des Europdischen Parlaments und des Rates () erteilt. Dariiber hinaus miissen die Schiffe im ICCAT-
Schiffsregister aufgefiihrt sein und diirfen nicht auf der TUU-Liste der ICCAT oder einer anderen regionalen Fischerei-
organisation stehen.

Beantragung einer Fanggenehmigung

3. Mindestens 15 Kalendertage vor Beginn der gewiinschten Geltungsdauer richtet die Union elektronisch fiir jedes
Schiff, das nach Mafigabe des Abkommens Fischfang betreiben will, einen Antrag an das DoF, mit Kopie an die
Delegation der EU.

() Verordnung (EU) 2017/2403 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 iiber die nachhaltige Bewirtschaftung
von Aufenflotten und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1006/2008 des Rates (ABL. EUL 347 vom 28.12.2017, S. 81).
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4. Die Antrige werden mittels eines Formulars nach dem Muster in Anlage 1 zusammen mit folgenden Unterlagen
eingereicht:

a) ein Beleg tber die Zahlung der nichtriickzahlbaren Vorausgebithr fur die Giltigkeitsdauer der beantragten
Fanggenehmigung;

b) bei jedem Erstantrag im Rahmen des geltenden Protokolls oder bei einer technischen Anderung an dem
betreffenden Schiff ein aktuelles (hochstens zwolf Monate altes) digitales Farbfoto des Schiffs mit einer
angemessenen Auflosung, das eine detaillierte Seitenansicht des Schiffs dem Namen und der Registriernummer des
Schiffs am Schiffsrumpf, zeigt.

5. Die zustidndigen gambischen Behorden stiitzen sich auf die Angaben in dem Antragsformular gemifl Nummer 4 und
stellen innerhalb der in Nummer 3 genannten Frist die jihrliche Seetiichtigkeitsbescheinigung aus. Die jhrliche
Seetiichtigkeitsbescheinigung sollte vor Erteilung der Fanggenehmigung durch die zustindigen gambischen Behérden
ausgestellt werden.

6. Als Bestandteil des Erstantrags auf Erteilung einer Fanggenehmigung im Rahmen dieses Protokolls werden alle
Tiefseetrawler der Union einer Vorab-Inspektion unterzogen. Die Erstgenehmigung wird nur erteilt, wenn diese
Inspektion, die vorbehaltlich der Erlaubnis des betreffenden Hafenstaats in bezeichneten Hifen in der von der Union
und Gambia vereinbarten Teilregion stattfindet, mit giinstigem Ergebnis abgeschlossen wird. Bei Inspektionen
auflerhalb des Hafens von Banjul trigt der Reeder alle anfallenden Kosten.

7. Einem Antrag auf Verlingerung einer Fanggenehmigung im Rahmen des geltenden Protokolls fur ein Schiff, das
technisch nicht verdndert wurde, muss lediglich ein Beleg iiber die Zahlung der nichtriickzahlbaren Gebiihr beigefiigt
werden. Wurde das Schiff technisch verdndert, ist der Antrag vor der Ausstellung der Fanggenehmigung zusammen
mit allen in Nummer 4 genannten einschldgigen Unterlagen erneut zu stellen.

Erteilung der Fanggenehmigung

8. Innerhalb von 15 Tagen nach Eingang aller unter Nummer 4 genannten Unterlagen erteilt Gambia den Reedern die
Fanggenehmigungen oder setzt die Union iiber die Ablehnung in Kenntnis. Das Original der Fanggenchmigung wird
dem ortlichen Agenten der Reeder iibergeben oder den Reedern iiber die EU-Delegation iibermittelt.

Um die Ausiibung des Fischfangs nicht zu verzogern, wird gleichzeitig eine elektronische Kopie der Fanggenehmigung
an die Union, die diese an den Reeder weiterleitet, und zur Information an die Delegation der EU {ibermittelt. Diese
Kopie kann fiir einen Zeitraum von hochstens 60 Kalendertagen nach Erteilung der Fanggenehmigung verwendet
werden. Wihrend dieses Zeitraums gilt die Kopie als dem Original gleichwertig.

Liste der fangberechtigten Schiffe

9. Nach Erteilung der Fanggenehmigung nimmt Gambia unverziiglich das Unionsschiff in die Liste der Schiffe auf, die
in der gambischen Fischereizone fangberechtigt sind. Diese Liste wird unverziiglich an das Department of Fisheries
(DoF), das Fischereiiiberwachungszentrum (FUZ) und das MoOFWR&NAMs sowie an die Union iibermittelt. Gambia
bringt die Liste der fangberechtigten Schiffe regelmiflig auf den neuesten Stand. Die neue Liste wird denselben
Behorden unverziiglich ibermittelt.

10. Wird die Fanggenehmigung nicht innerhalb der in Nummer 7 genannten Frist ausgestellt, so wird das Schiff
voriibergehend in die Liste aufgenommen, es sei denn, es gibt deutliche Hinweise darauf, dass es den Anforderungen
von Nummer 2 nicht entspricht. Wihrend dieser Zeit ist das Schiff fangberechtigt.

Ubertragung einer Fanggenehmigung
11. Die Fanggenehmigung wird fur ein bestimmtes Schiff ausgestellt und ist nicht iibertragbar.

12. Im Falle hoherer Gewalt, insbesondere im Fall des Verlustes oder der lingeren Stilllegung eines Schiffes aufgrund
eines schwerwiegenden technischen Defekts, wird die Fanggenehmigung jedoch auf Antrag der Union durch eine
neue Genehmigung fiir ein anderes Schiff derselben Fangkategorie ersetzt, sofern erneut eine Fanggenehmigung
gemdf den Bestimmungen von Nummer 4 beantragt wird, ohne dass erneut eine Gebiihr zu zahlen ist. In diesem
Fall wird bei der Berechnung der Fangmenge zur Ermittlung etwaiger zusitzlicher Betrige die Gesamtfangmenge
beider Schiffe zugrunde gelegt. Auf Antrag der Union kann auch eine Fanggenehmigung ohne Kosten zwischen zwei
unter dieselbe Fischereikategorie fallenden Fischereifahrzeugen iibertragen werden, wenn das zugelassene Schiff in
der gambischen Fischereizone nicht mit einer Fangtitigkeit begonnen hat; in diesen Fillen ist das normale
Antragsverfahren anzuwenden.
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13. Der Reeder oder sein Agent gibt die ungiiltig gewordene Fanggenehmigung tiber die Delegation der EU an Gambia
zuriick. Die neue Fanggenehmigung gilt ab dem Tag, an dem die ungiiltig gewordene Fanggenehmigung
zuriickgegeben wird. Die EU-Delegation wird von der Ubertragung der Fanggenehmigung unterrichtet.

14. Gambia aktualisiert die Liste der zum Fischfang zugelassenen Schiffe und tibermittelt sie unverziiglich an das DoF,
das FUZ und das MOFWR&NAMs sowie an die Union.

Geltungsdauer der Fanggenehmigung

15. Die Fanggenehmigungen fiir die Thunfischwadenfinger und die Angelfinger werden fiir die Dauer eines Jahres
ausgestellt. Die Fanggenehmigungen fiir die Tiefsee-Trawler werden fiir die Dauer eines Quartals ausgestellt.

16. Die Fanggenehmigungen konnen verlingert werden.

17. Zur Feststellung des Beginns der Geltungsdauer gilt als

— ,Dauer eines Jahres* im ersten Jahr der Anwendung des Protokolls der Zeitraum vom Inkrafttreten des Protokolls
bis zum 31. Dezember desselben Jahres; danach jedes vollstindige Kalenderjahr; im letzten Jahr der Anwendung
dieses Protokolls der Zeitraum vom 1. Januar bis zum Auslaufen des Protokolls.

— ,Dauer eines Quartals“ zu Beginn der Anwendung des Protokolls der Zeitraum vom Inkrafttreten des Protokolls
bis zum Beginn des folgenden Quartals, wobei die Quartale zwingend am 1. Januar, 1. April, 1. Juli oder
1. Oktober beginnen; danach jedes vollstindige Quartal; am Ende der Anwendung des Protokolls der Zeitraum
vom Ende des letzten vollstindigen Quartals bis zum Auslaufen des Protokolls.

An Bord mitzufithrende Dokumente

18. Wihrend des Aufenthalts in der gambischen Fischereizone oder in einem vereinbarten bezeichneten Hafen in der
Teilregion miissen folgende Dokumente jederzeit an Bord mitgefithrt werden:

a) die Fanggenehmigung;

b) die Seetiichtigkeitsbescheinigung des Schiffes,

¢) der Schiffsregisterauszug,

d) der Schiffsmessbrief,

e) der Versicherungsbeleg,

f) eine Abbildung und ausfiihrliche Beschreibung der verwendeten Fanggerite,

g) aktuelle beglaubigte Zeichnungen oder Beschreibungen des Schiffsplans, insbesondere der Anzahl der
Fischladerdume und ihres Fassungsvermogens, ausgedriickt in Kubikmetern,

h) im Falle von Anderungen der technischen Merkmale des Schiffes — Lénge iiber alles, Bruttoraumzahl, Leistung
der Hauptmaschine oder -maschinen oder Ladevermogen — eine Bescheinigung einer zustindigen Behorde des
Flaggenstaats des Fischereifahrzeugs mit einer Beschreibung dieser Anderungen.

ABSCHNITT 2
BEDINGUNGEN FUR FANGGENEHMIGUNGEN — GEBUHREN UND VORAUSZAHLUNGEN

1. Weit wandernde Arten

a) Die fur Thunfischwadenfinger und Angelfinger zu entrichtende Gebiihr betrdgt 70 EUR je in der gambischen
Fischereizone gefangene Tonne.

b) Die Fanggenehmigungen werden nach Zahlung folgender Pauschalbetrdge an die zustindigen staatlichen Behorden
erteilt:

i) Fir Thunfischwadenfinger: 4 200 EUR je Schiff, entsprechend dem Preis fir die Finge von 60 Tonnen pro
Jahr;

i) fur Angelfinger: 1 400 EUR je Schiff, entsprechend dem Preis fiir die Finge von 20 Tonnen pro Jahr.

¢) Fillt die Endabrechnung héher aus als die fiir den Erhalt der Fanggenehmigung zu zahlende Pauschalgebiihr, so
zahlt der Reeder den Restbetrag bis zu dem in Kapitel IV, Abschnitt 1 Nummer 8 dieses Anhangs genannten
Zeitpunkt auf der Grundlage der in Absatz 19 Buchstabe b genannten Gebithr an Gambia. Fillt die
Endabrechnung niedriger aus als die im Voraus gezahlte Pauschalgebithr, wird dem Reeder die Differenz nicht
erstattet.
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2. Grundfischarten

Die Hohe der Gebiihr fur die Grundfischarten ist im technischen Datenblatt in Anlage 2b angegeben. Die Fanggench-
migungen werden erteilt, nachdem die in dem technischen Datenblatt angegebene Vorauszahlung an die zustiandigen
nationalen Behorden gezahlt wurde.

3. Die Vorausgebithr umfasst alle nationalen und lokalen Abgaben mit Ausnahme der Hafengebithren und der Kosten
fur die Erbringung von Dienstleistungen.

4. Betrigt die Geltungsdauer der Fanggenehmigung weniger als ein Jahr, insbesondere aufgrund von Schonzeiten, so
wird die Hohe der Pauschalgebiihr zeitanteilig entsprechend der beantragten Geltungsdauer angepasst.
ABSCHNITT 3
HILFSSCHIFFE

1. Gambia gestattet den Unionsschiffen, die im Besitz einer Fanggenehmigung sind, auf Hilfsschiffe zuriickzugreifen. Die
Hilfsschiffe miissen unter der Flagge eines EU-Mitgliedstaats fahren und diirfen nicht fiir den Fischfang ausgeriistet
sein oder fir Umladungen genutzt werden.

2. Gambia bestimmt, was Hilfstdtigkeiten sind und unter welchen Bedingungen die Erlaubnis erteilt wird, erstellt eine
Liste der zugelassenen Hilfsschiffe und teilt diese unverziiglich der fiir Fischereikontrollen zustindigen nationalen
Behorde und der Union mit.

3. Die jdhrliche Genehmigungsgebiihr fiir Hilfsschiffe betrdgt 2 000 EUR pro Schiff.

KAPITEL III
TECHNISCHE ERHALTUNGSMABBNAHMEN

Die technischen Erhaltungsmaffnahmen, die fur Schiffe im Besitz einer Fanggenehmigung fir die gambische
Fischereizone, fur Fanggerit und fiir Beifinge gelten, sind fiir jede Fangkategorie in den technischen Datenblattern in den
Anlagen 2a und 2b dieses Anhangs festgelegt.

Die Schiffe missen allen Empfehlungen nachkommen, die von der ICCAT angenommen werden, und die einschldgigen
gambischen Rechtsvorschriften beachten, sofern in dem Abkommen und dem Protokoll nicht anders vorgesehen.

Der Einsatz von treibenden Fischsammelgeriten (FADs) in der gambischen Fischereizone ist auf kiinstliche Triger mit
unter Wasser hingenden Strukturen, in denen sich keine Meerestiere verfangen konnen, beschrinkt. Das Ausbringen und
die Verwendung dieser kiinstlichen treibenden Fischsammelgerite unterliegen der Verabschiedung eines Bewirtschaf-
tungsplans durch die Union, der den von der ICCAT festgelegten Bestimmungen entsprechen muss.

Die Unionsschiffe {iben ihre Fischereititigkeiten so aus, dass die traditionelle lokale Fischerei nicht behindert wird, und
setzen alle Schildkréten, Meeressduger, Seevogel und Rifffische in einer Weise frei, die diesen Beifingen groftmaogliche
Uberlebenschancen bietet.

Die Unionsschiffe und ihre Kapitine und Betreiber fithren alle Fischereititigkeiten so durch, dass die Fischereititigkeiten
anderer Fischereifahrzeuge nicht gestort werden und Beeintrichtigungen des Fanggerits anderer Fischereifahrzeuge
ausgeschlossen sind.
KAPITEL IV
UBERWACHUNG UND KONTROLLE
ABSCHNITT 1

Aufzeichnung der Fischereititigkeiten in der Fischereilogbuchiibertragung an das FUZ Gambias

1. Der Kapitdn trigt in ein Fischereilogbuch tiglich fir jeden Fangeinsatz die geschitzten Mengen jeder gefangenen und
an Bord behaltenen oder zuriickgeworfenen Art auf See ein. Die Erfassung der geschdtzten Mengen einer gefangenen
oder zuriickgeworfenen Art erfolgt unabhingig vom Gewicht.

2. Bei Anwesenheit in der gambischen Fischereizone ohne Fischereititigkeit wird die Position des Schiffes um 12 Uhr
mittags aufgezeichnet.

3. Die automatische Ubermittlung von Logbiichern auf elektronischem Wege nach Gambia (Electronic Reporting System
— ERS) erfolgt tiglich fiir jeden Zeitraum, in dem sich das Schiff in der gambischen Fischereizone aufhilt, gemdfd
Anlage 5, auch im Falle eines Nullfangs.

4. Die tigliche elektronische Ubermittlung an Gambia muss mindestens Folgendes umfassen
a) Schiffsnummer und Name des Fischereifahrzeugs;

b) den FAO-Alpha-3-Code jeder Art und das geografische Gebiet, in dem die Finge getitigt wurden;
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(e)
~

Datum und gegebenenfalls Uhrzeit der Fange;

&

Datum und Uhrzeit der Abfahrt aus dem Hafen und der Ankunft im Hafen sowie Dauer der Fangreise;

o
~

Art der Ausriistung, technische Spezifikationen und Abmessungen;

f) die geschitzten Mengen jeder Art in Kilogramm, ausgedriickt in Lebendgewichtiquivalent oder gegebenenfalls in
Stiickzahl;

g) geschitzte Riickwiirfe in Volumen, ausgedriickt in Lebendgewichtiquivalent;
h) Umrechnungskoeffizienten.

5. Abweichend von Nummer 3 werden im Fall eines Aufenthalts in der gambischen Fischereizone von weniger als
24 Stunden ohne getitigte oder zuriickgeworfene Fange nur die Daten der Finge, die in die Fischereizone verbracht
und aus dieser verbracht werden, an das FUZ Gambias gemeldet. Die entsprechenden automatischen Mitteilungen
sind dem FUZ Gambias zu iibermitteln.

6. In Ermangelung eines Systems fiir die automatische Ubermittlung von Logbiichern auf elektronischem Wege in
Gambia erfolgt die manuelle Ubermittlung der Logbiicher durch das Schiff per E-Mail oder auf alternative Weise an
das FUZ von Gambia, das Fischereiitberwachungszentrum (im Folgenden ,FUZ“) des Flaggenstaats und die
Europiische Kommission spitestens innerhalb von 48 Stunden nach Riickkehr in den Hafen im Format gemif3
Anlage 3. Die Angaben fiir die Ubermittlung werden von Gambia bereitgestellt und auf dem neuesten Stand gehalten.
Gambia sorgt dafiir, dass sein FUZ jederzeit elektronische Kopien der Logbiicher erhalten kann.

7. Bei Nichteinhaltung der Bestimmungen iiber die Fangmeldung kann Gambia die Fanggenehmigung fiir das
betreffende Schiff aussetzen, bis die fehlenden Fangmeldungen vorliegen, und gegen den Reeder die nach geltendem
gambischen Recht vorgesehenen Strafen verhingen. Bei wiederholtem Verstol gegen diese Bestimmungen kann
Gambia eine Verlingerung der Fanggenehmigung ablehnen. Gambia unterrichtet die Union umgehend von jeder in
diesem Zusammenhang verhingten Strafe.

Fangmeldungen an Gambia — Zahlung der Gebiihren und der Gegenleistungen im Zusammenhang mit den Fingen

8. Die iber einen Monat aggregierten Fangmengen und Riickwurfmengen pro Schiff werden in der von der
Europdischen Kommission gefithrten Datenbank vierteljahrlich oder monatlich fiir die Arten, fir die im Rahmen des
Protokolls eine zulissige Gesamtfangmenge gilt, aktualisiert.

9. Die Aktualisierungen stellen sicher, dass die Daten mit den Anlande-, Verkaufs-, Inspektions-, wissenschaftlichen
oder Beobachtungsdaten und allen anderen relevanten Informationen abgeglichen werden. Die aufgrund dieser
Uberpriifungen erforderlichen Aktualisierungen der Datenbank werden so bald wie méglich vorgenommen. Bei dem
Abgleich werden die geografischen Koordinaten der gemif dem Protokoll festgelegten Fischereizone Gambias
verwendet.

10. Bei der Verarbeitung an Bord wird das Lebendgewichtidquivalent durch Anwendung eines Umrechnungskoeffizienten
auf das auf Anfrage mitgeteilte Verarbeitungsgewicht ermittelt.

11. Die Union teilt Gambia vor Ablauf eines jeden Quartals die aus der Datenbank extrahierten aggregierten Daten fiir
die vorangegangenen Quartale des laufenden Jahres mit, wobei sie die Fangmengen pro Schiff, pro Fangmonat und
pro Art angibt. Diese Daten gelten als vorldufig. Gambia analysiert diese und meldet alle groferen Unstimmigkeiten
mit den erhaltenen Rohdaten, insbesondere den Erklirungen aus den Papier-Logbiichern oder den Daten des
ERS. Die Vertragsparteien fithren Untersuchungen durch und stellen sicher, dass die Daten soweit erforderlich
aktualisiert werden.

12. Die Union iibermittelt vor dem 31. Mérz jedes Jahres aggregierte Daten, aus denen die Fangmengen pro Schiff, pro
Monat und pro Art in der gambischen Fischereizone im vorausgegangenen Kalenderjahr hervorgehen.

13. Die Unionsbehorden iibermitteln Gambia und dem Flaggenstaat als Anhaltspunkt eine Berechnung der fiir jedes
Schiff zu entrichtenden Gebiihren.

14. Gambia verfuigt iiber einen Zeitraum von einem Monat bis zum 30. April, um die vorgelegten Daten anzufechten,
und eine alternative Aufstellung der Finge jedes Schiffs und der Elemente, auf die sich seine Anfechtung stiitzt, wie
Kontrollberichte oder Beobachterdaten, zu iibermitteln. Die Vertragsparteien bemiihen sich, Unstimmigkeiten bei
den Daten innerhalb eines Monats nach der Antwort durch Gambia bis zum 31. Mai beizulegen.

15. Bis zum 15. Juni werden die Erkldrungen, die sich auf die aus der EU-Datenbank extrahierten Daten beziehen, den
Reedern dibermittelt, damit diese die innerhalb von 45 Tagen filligen Gebithren fiir zusitzliche Fange auf das
Bankkonto iiberweisen konnen, das fiir die Zahlung der Gebiihren fir Fanggenehmigungen bestimmt ist. Gambia
tiberwacht diese Zahlungen und setzt die Union tber etwaige Verzogerungen und unvollstindige Zahlungen in
Kenntnis.
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16. In jedem Fall konnen die Vertragsparteien spiter oder im Falle einer anhaltenden Meinungsverschiedenheit die
Fangdaten fiir ein bestimmtes Jahr auf der Grundlage von Fakten wie Logbuchdaten und Daten aus Beobachtungen
an Bord von Schiffen und wihrend Fangreisen oder von wissenschaftlichen Instituten dndern. Solche Anderungen
konnen bis zum 1. September des Jahres vorgenommen werden, das auf das Jahr folgt, in dem die Finge getitigt
wurden, und werden in diesem Fall unverziiglich von den Vertragsparteien gegenseitig mitgeteilt.

17. Die Daten werden von den Vertragsparteien im Gemischten Ausschuss, moglicherweise per Briefwechsel, spitestens
am 31. Oktober des Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem die Finge getdtigt wurden, genehmigt. Jede vom
Gemischten Ausschuss gebilligte Berichtigung fithrt zu den erforderlichen zusitzlichen Zahlungen. Die vom
Gemischten Ausschuss genehmigten Finge werden zu offiziellen Unions-Fingen in Gambia fiir das betreffende Jahr
und werden in der von der Europiischen Kommission gefithrten Datenbank aktualisiert.

18. Stellt der Gemischte Ausschuss fest, dass Unionsschiffen zusitzliche Zahlungen obliegen, so sind diese innerhalb
von sechs Monaten nach dieser Feststellung zu leisten. Zu viel gezahlte Betrige sind von Gambia zuriickzuzahlen
oder fiir die Fanggenchmigung eines Schiffs des betreffenden Flaggenstaats einzusetzen.

19. Etwaige Aktualisierungen durch den Gemischten Ausschuss werden bei der Zahlung der Union fiir die zusitzlichen
Fangmengen, die iiber die Referenzfangmenge fiir ein Jahr hinausgehen, gemifl Artikel 5 des Protokolls
beriicksichtigt.

ABSCHNITT 2
ANLANDUNGEN UND UMLADUNGEN
Anlandungen (3

1. Der Kapitdn eines Unionsschiffes, der Finge aus der gambischen Fischereizone in einem gambischen Hafen anlanden
will, teilt Gambia mindestens 48 Stunden vor der Anlandung Folgendes mit:

a) den Namen und das internationale Rufzeichen (IRCS) des Fischereifahrzeugs, das anlanden wird,
b) den Anlandehafen,
¢) das vorgesehene Anlandedatum und die voraussichtliche Uhrzeit,

d) fur jede anzulandende Art (Angabe des FAO-Alpha-3-Code) die Menge in Kilogramm Lebendgewicht oder
gegebenenfalls als Stiickzahl,

e) die Aufmachung der Erzeugnisse.

2. Die Anlandung muss in der gambischen Fischereizone eines hierzu zugelassenen gambischen Hafens erfolgen.

3. Bei Nichteinhaltung der Bestimmungen fiir die Anlandung werden die nach geltenden gambischen Rechtsvorschriften
vorgesehenen Strafen verhingt.

Umladungen (°)

4. Der Kapitdn eines Unionsschiffes, der Finge aus der gambischen Fischereizone in einem gambischen Hafen umladen
will, teilt Gambia mindestens 48 Stunden vor der Umladung Folgendes mit:

a) den Namen und das internationale Rufzeichen des abgebenden Fischereifahrzeugs,
b) den Namen und das internationale Rufzeichen des annehmenden Fischereifahrzeugs,
¢) den Umladehafen,

d) das voraussichtliche Datum und die voraussichtliche Uhrzeit der Umladung,

e) fir jede umzuladende Art (Angabe des FAO-Alpha-3-Codes) die Menge in Kilogramm Lebendgewicht oder
gegebenenfalls als Stiickzahl,

f) die Aufmachung der Erzeugnisse.

() Fiir die Ubermittlung dieser Angaben ist das Formular in Anlage 3 zu verwenden. Ab dem von den Vertragsparteien fiir die Migration zur
ERS-Kommunikation vereinbarten Datum wird das ERS verwendet.

(}) Fur die Ubermittlung dieser Angaben ist das Formular in Anlage 3 zu verwenden. Ab dem von den Vertragsparteien fiir die Migration zur
ERS-Kommunikation vereinbarten Datum wird das ERS verwendet.
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5. Die Umladung muss in einem hierfiir zugelassenen gambischen Hafen in Anwesenheit von gambischen Inspektoren
erfolgen. Um Verzogerungen zu vermeiden, wird dem Kapitdn in Ausnahmefillen, wenn kein gambischer Inspektor
anwesend sein kann, genehmigt, nach Ablauf der gemifl Nummer 4 eingerdumten Voranzeigefrist mit dem Umladen
zu beginnen. Umladungen auf See sind untersagt.

ABSCHNITT 3
KONTROLLE UND INSPEKTION
Einfahrt in die Fischereizone und Ausfahrt aus der Fischereizone

1. Jede Einfahrt in die gambische Fischereizone und jede Ausfahrt aus dieser Zone eines Unionsschiffes im Besitz einer
Fanggenehmigung muss Gambia mindestens vier Stunden vor der Ein- oder Ausfahrt gemeldet werden.

2. Bei der Meldung seiner Ein- oder Ausfahrt teilt das Unionsschiff insbesondere Folgendes mit:
a) Datum, Uhrzeit und gewihlte Durchfahrtsstelle;

b) fir jede Art (Angabe des FAO-Alpha-3-Codes) die Menge an Bord in Kilogramm Lebendgewicht oder
gegebenenfalls als Stiickzahl;

¢) die Aufmachung der Erzeugnisse.

3. Die Meldung erfolgt vorzugsweise per E-Mail oder anderenfalls per Fax oder Funk an die von Gambia mitgeteilte E-
Mail-Adresse, Rufnummer oder Funkfrequenz (siche Anlage 6). Gambia bestitigt den Eingang umgehend durch eine
Antwortmail. Gambia teilt allen betroffenen Schiffen sowie der Union unverziiglich jede Anderung dieser E-Mail-
Adresse, Rufnummer oder Funkfrequenz mit.

4. Jedes Unionsschiff, das in der gambischen Fischereizone fischend angetroffen wird, ohne seine Einfahrt in die Zone
gemeldet zu haben, wird als illegal fischendes Schiff angesehen.

Inspektion im Hafen oder auf See

5. Die Inspektion von Unionsschiffen im Besitz einer Fanggenehmigung im Hafen oder auf See in den gambischen
Gewissern erfolgt durch gambische Schiffe und Inspektoren, die eindeutig als Fischereikontrollbefugte zu erkennen
sind.

6. Bevor sie an Bord kommen, kiindigen die befugten Inspektoren dem Unionsschiff ihre Entscheidung an, eine
Inspektion durchzufithren. Die Inspektion wird von Fischereiinspektoren durchgefiihrt, die sich vor Beginn der
Inspektion personlich und amtlich ausweisen miissen. Der Kapitin kooperiert wihrend des Inspektionsverfahrens.

7. Die befugten Inspektoren bleiben nicht linger an Bord des Unionsschiffes, als fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben
erforderlich ist. Sie fihren die Inspektion so durch, dass Schiff, Fischereititigkeit, Ladung oder Anlande- und
Umladetitigkeiten so wenig wie moglich beeintrachtigt werden.

8. Gambia kann der Union gestatten, an den Inspektionen als Beobachter teilzunehmen.

9. Am Ende jeder Inspektion erstellen die befugten Inspektoren einen Inspektionsbericht. Der Kapitin des
Unionsschiffs hat das Recht, Bemerkungen in den Inspektionsbericht zu schreiben. Der Inspektionsbericht wird von
dem Inspektor, der ihn abgefasst hat, und vom Kapitin des Unionsschiffs unterschrieben.

10. Mit seiner Unterschrift unter den Inspektionsbericht greift der Kapitin nicht dem Recht des Reeders vor, sich gegen
den Vorwurf eines VerstofSes zu verteidigen. Weigert der Kapitin sich, das Dokument zu unterzeichnen, so muss er
das schriftlich begriinden, und der Inspektor bringt den Vermerk ,Verweigerung der Unterschrift“ an. Die befugten
Inspektoren hindigen dem Kapitdn des Unionsschiffes eine Kopie des Inspektionsberichts aus, bevor sie von Bord
gehen. Im Falle eines VerstofSes wird der Union innerhalb von acht Kalendertagen nach der Inspektion auch eine
Kopie der Mitteilung iiber den Verstoff éibermittelt.

Partizipative Uberwachung bei der Bekampfung der IUU-Fischerei

11. Zur Verstirkung der Bekdmpfung der IUU-Fischerei melden die Kapitine von Unionsschiffen jedes Schiff, das sich in
der gambischen Fischereizone aufhilt und Titigkeiten ausiibt, bei denen es sich um IUU-Fischerei handeln konnte,
und versuchen, maoglichst viele Informationen dariiber zu sammeln. Die Beobachtungsberichte werden unverziiglich
dem DoF, dem FUZ und dem MoFWR&NAMs sowie der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats des beobachtenden
Schiffes ibermittelt, die sie unverziiglich an die Union oder die von ihr benannte Stelle weiterleitet.
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12. Gambia iibermittelt der Union jeden dem Land vorliegenden Beobachtungsbericht iiber Fischereifahrzeuge, die in
der gambischen Fischereizone moglicherweise IUU-Fischereititigkeiten betreiben.

ABSCHNITT 4
SATELLITENGESTUTZTES SCHIFFSUBERWACHUNGSSYSTEM (VMS)
Schiffspositionsmeldungen — VMS

1. Unionsschiffe im Besitz einer Fanggenehmigung miissen, wenn sie sich in der gambischen Fischereizone aufhalten,
jederzeit mit einem satellitengestiitzten VMS ausgestattet sein, iiber das die Position des Schiffes alle zwei Stunden
automatisch an das FUZ ihres Flaggenstaates tibertragen wird.

2. Jede Positionsmeldung muss folgende Angaben enthalten:
a) Schiffskennzeichen;

b) die letzte Position des Schiffes (Lingen- und Breitengrad) auf mindestens 100 m genau und mit einem Konfidenz-
intervall von 99 %;

¢) Datum und Uhrzeit der Positionsaufzeichnung;
d) Schiffsgeschwindigkeit und -kurs.

3. Jede Positionsmeldung muss das in Anlage 4 vorgegebene Format haben.

4. Die erste Positionsaufzeichnung nach der Einfahrt in die gambische Fischereizone wird mit dem Code ,ENT“
gekennzeichnet. Alle nachfolgenden Positionen tragen den Code ,POS*, mit Ausnahme der ersten Positionsauf-
zeichnung nach der Ausfahrt aus der gambischen Fischereizone, die mit ,EXI“ gekennzeichnet wird.

5. Das FUZ des Flaggenstaats garantiert die automatische Verarbeitung und gegebenenfalls elektronische Ubertragung
der Positionsmeldungen. Die Positionsmeldungen miissen sicher aufgezeichnet und drei Jahre aufbewahrt werden.

Ubertragung vom Schiff bei Ausfall des VMS

6. Der Kapitdn vergewissert sich, dass das VMS seines Schiffes jederzeit einwandfrei funktioniert und die Position dem
FUZ seines Flaggenstaats stets korrekt gemeldet wird.

7. Bei einer Storung wird das VMS des Schiffes innerhalb von 10 Tagen repariert oder ausgetauscht. Anderenfalls darf
das Schiff nach Ablauf dieses Zeitraums in der gambischen Fischereizone keinen Fischfang mehr betreiben.

8. Schiffe, die in der gambischen Fischereizone mit einem defekten VMS Fischfang betreiben, miissen ihre Position an
das FUZ des Flaggenstaats mindestens alle vier Stunden per E-Mail, Funk oder Fax melden und dabei alle
vorgeschriebenen Angaben machen.

Sichere Ubertragung der Positionsmeldungen an Gambia

9. Das FUZ des Flaggenstaats iibertrigt die Positionsmeldungen der betreffenden Schiffe automatisch an das FUZ
Gambias. Die FUZ des Flaggenstaats und Gambias tauschen ihre E-Mail-Kontaktadressen aus und teilen einander
jede Anderung dieser Adressen unverziiglich mit.

10. Die Ubertragung der Positionsmeldungen zwischen dem FUZ des Flaggenstaats und Gambia erfolgt elektronisch
iiber ein sicheres Kommunikationssystem.

11. Das FUZ Gambias informiert das FUZ des Flaggenstaats und die Union, wenn die Positionsmeldungen fiir ein Schiff
im Besitz einer Fanggenehmigung nicht mehr regelmifSig eingehen, das betreffende Schiff aber keine Ausfahrt aus
der gambischen Fischereizone gemeldet hat.

Storung des Kommunikationssystems

12. Gambia stellt sicher, dass seine elektronische Einrichtung mit der des Flaggenstaat-FUZ kompatibel ist, und
informiert die Union im Interesse einer moglichst raschen technischen Behebung unverziiglich tiber jede Storung bei
Versendung oder Empfang der Positionsmeldungen. Mit etwaigen Streitfallen wird der Gemischte Ausschuss befasst.

13. Jede festgestellte Manipulation des VMS an Bord des Schiffes zur Stérung seines einwandfreien Betriebs oder
Filschung der Positionsangaben wird dem Kapitin angelastet. Jeder Verstof8 wird mit den hierfiir nach gambischem
Recht vorgesehenen Strafen geahndet.
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Anderung der Haufigkeit der Positionsmeldungen

14. Im Fall eines begriindeten Hinweises auf rechtswidriges Verhalten kann Gambia das FUZ des Flaggenstaats — mit
Kopie an die Union — auffordern, den Zeitabstand, in dem die Positionsmeldungen fiir ein bestimmtes Schiff
tibertragen werden, fur einen festgelegten Untersuchungszeitraum auf 30 Minuten zu verkiirzen. Gambia muss dem
FUZ des Flaggenstaats und der Union unverziiglich die Griinde fiir seinen Verdacht mitteilen. Das FUZ des
Flaggenstaats sendet Gambia die Positionsmeldungen umgehend so hiufig wie verlangt.

15. Endet der festgelegte Untersuchungszeitraum, teilt Gambia dies unverziiglich dem FUZ des Flaggenstaats und der
Union mit; zudem informiert es {iber eventuelle weitere Schritte, die sich aus der Untersuchung ergeben haben.

ABSCHNITT 5
BEOBACHTER
Beobachtung der Fischereitdtigkeiten

1. Schiffe im Besitz einer Fanggenehmigung unterliegen einer Regelung zur Beobachtung ihrer Fischereititigkeiten im
Rahmen des Abkommens.

2. Diese Regelung entspricht den Empfehlungen, die von der ICCAT angenommen wurden.

3. Bis das neue ICCAT-Programm fiir regionale Beobachter wirksam ist, gelten fir Beobachter die nachstehenden
Bestimmungen.

Bezeichnung von Schiffen und Beobachtern

4. Fur Tiefsee-Trawler der Union gilt die Verpflichtung, einen Beobachter an Bord zu haben. Das DoF benennt den
Beobachter, der den Tiefsee-Trawlern der Union zugeteilt ist, spitestens 15 Kalendertage vor dem fiir die Einschiffung
des Beobachters vorgesehenen Zeitpunkt.

5. Beobachter diirfen nicht mehr als drei Monate an Bord der Tiefsee-Trawler der Union verbringen. Die Dauer der
Anwesenheit des Beobachters an Bord darf die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderliche Zeit nicht
iiberschreiten.

6. Im Fall von Thunfischfingern der Union kann das DoF die Schiffe, die einen Beobachter an Bord nehmen miissen,
sowie den Beobachter, der jedem Schiff zugeteilt wird, spitestens 15 Kalendertage vor dem angesetzten Datum fiir die
Einschiffung des Beobachters benennen. Hochstens 15 % der zugelassenen Thunfischfinger der Union miissen einen
Beobachter an Bord haben.

7. Das DoF bemiiht sich, keine Beobachter fiir die Thunfischfinger der Union zu benennen, die bereits einen Beobachter
an Bord haben oder bereits formlich verpflichtet sind, in der betreffenden Fangsaison fiir ihre Tatigkeiten in anderen
Fischereizonen als der Gambias einen Beobachter an Bord zu nehmen.

8. Die Beobachter bleiben fur die Dauer einer Fangreise oder - auf ausdriicklichen Wunsch des Reeders bei einem
bestimmten Schiff - mehrerer Fangreisen an Bord der Thunfischfinger der Union. Die Dauer der Anwesenheit des
Beobachters an Bord darf die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderliche Zeit nicht iiberschreiten.

9. Bei Erteilung der Fanggenehmigungen informiert das DoF die Union und den Reeder oder seinen Agenten iiber die
bezeichneten Schiffe sowie die Beobachter, die sich an Bord des jeweiligen Schiffes befinden werden. Der Reeder
bestimmt die Uhrzeit und den Hafen der Einschiffung, bei dem es sich um einen Hafen auferhalb Gambias handeln

kann. Das DoF teilt der Union und dem Reeder oder dessen Agenten unverziiglich mit, wenn es bei den bezeichneten
Schiffen oder Beobachtern zu Anderungen kommt.

Pauschalbeitrag

10. Zum Zeitpunkt der jahrlichen Vorauszahlung zahlen die Reeder von Thunfischwadenfingern/Frostern und
Angelfingern an Gambia einen Pauschalbetrag von 300 EUR pro Jahr fiir jedes Schift.

11. Bei Zahlung der Quartalsgebiihr iberweisen die Reeder der Tiefseetrawler Gambia auflerdem einen Pauschalbeitrag
von 75 EUR pro Schiff fiir das ordnungsgemifle Funktionieren des Beobachterprogramms.

Vergiitung des Beobachters

12. Die Vergiitung und die Sozialabgaben des Beobachters gehen zulasten von Gambia.
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Einschiffungsbedingungen

13. Die Bedingungen fiir die Ubernahme des Beobachters an Bord, insbesondere die Dauer seiner Anwesenheit, werden
vom Reeder oder seinem Agenten und dem DoF einvernehmlich festgelegt.

14. Beobachter werden an Bord wie Offiziere behandelt. Bei ihrer Unterbringung an Bord wird jedoch den technischen
Moglichkeiten des Schiffes Rechnung getragen.

15. Die Kosten der Unterbringung und Verpflegung des Beobachters an Bord, einschliefSlich des Zugangs zu Wasch- und
Toilettenrdumen, von mindestens derselben Qualitdt wie fiir die Offiziere des Fischereifahrzeugs werden vom Reeder
getragen.

16. Der Kapitdn trifft alle ihm obliegenden Vorkehrungen, um Sicherheit und Wohlergehen des Beobachters zu
gewihrleisten.

17. Der Kapitdn hat sicherzustellen, dass der Beobachter den zur Wahrnehmung seiner Aufgaben notwendigen Zugang
zu den Einrichtungen, dem Fanggerit und der Ausriistung an Bord des Schiffs hat. Dazu gehoren

a) die Briicke und die Kommunikations- und Navigationsausriistung des Schiffs;

b) die Unterlagen und Aufzeichnungen, einschlieflich aller Logbiicher des Schiffs, unabhingig davon, ob sie nach
den Fischereirechtsvorschriften Gambias oder nach anderen Bestimmungen fiir die Inspektion und das Kopieren
von Aufzeichnungen mitgefiithrt und auf dem neuesten Stand gehalten werden miissen.

18. Der Kapitdn gestattet dem Beobachter jederzeit,

a) iber die Kommunikationsausriistung des Schiffes Mitteilungen zu erhalten und zu tbermitteln und mit dem
Festland oder anderen Schiffen zu kommunizieren;

b) Fischproben oder beliebige ganze Fische zu nehmen, zu messen, vom Schiff zu entfernen und zu behalten;
¢) Fischproben oder ganze Fische an Bord zu lagern, auch in den Tiefkiihlanlagen des Schiffs;

d) die Fischereititigkeiten zu fotografieren, einschlieSlich Fische, Fanggerit, Ausriistung, Unterlagen, Karten und
Aufzeichnungen, und die Fotografien oder Videoaufzeichnungen, die der Beobachter an Bord des Schiffs gemacht
oder genutzt hat, vom Schiff zu entfernen.

19. Wihrend seines Aufenthalts an Bord

a) trifft der Beobachter alle geeigneten Vorkehrungen, damit die Fangtitigkeiten weder unterbrochen noch
behindert werden;

b) geht er mit den an Bord befindlichen Dingen und Ausriistungen sorgfiltig um;

¢) wahrt er die Vertraulichkeit simtlicher Dokumente des Schiffs.

Ein- und Ausschiffung der Beobachter

20. Der Reeder oder sein Agent teilt Gambia mindestens zehn Kalendertage im Voraus Datum, Uhrzeit und Hafen der
Einschiffung des Beobachters mit. Wird der Beobachter im Ausland eingeschifft, so gehen die Reisekosten bis zum
Einschiffungshafen zulasten des Reeders.

21. Findet sich der Beobachter nicht binnen zwolf Stunden nach dem vereinbarten Zeitpunkt zur Einschiffung ein, so ist
der Reeder automatisch von der Verpflichtung befreit, diesen Beobachter an Bord zu nehmen. Das Schiff kann den
Hafen verlassen und seine Fangtitigkeit aufnehmen.

22. Wird der Beobachter nicht in einem gambischen Hafen ausgeschifft, so trigt der Reeder die Kosten fiir die
unverziigliche Riickkehr des Beobachters nach Gambia.

23. Erscheint das Schiff nicht zum vereinbarten Zeitpunkt in dem zuvor fir die Einschiffung des Beobachters
bestimmten Hafen, zahlt der Reeder zur Deckung der wahrend der Wartezeit des Beobachters entstehenden Kosten
(Unterkunft, Verpflegung) pro Wartetag einen Tagessatz von 80 EUR.

24. Erscheint das Schiff nicht, ohne das DoF und das FUZ zuvor davon in Kenntnis gesetzt zu haben, trifft Gambia die
geeigneten Malnahmen nach geltendem gambischen Recht.

Aufgaben des Beobachters

25. Der Beobachter hat folgende Aufgaben:
a) er beobachtet die Fischereititigkeiten des Schiffs;

b) er beobachtet Art, Menge, Grofle und Zustand des gefangenen Fischs;
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c) er beobachtet die Fangmethoden sowie die Gebiete und Tiefen, in denen Fisch gefangen wird;

d) er beobachtet die Auswirkungen der Fangmethoden auf den Fisch und die Umwelt;

e) er beobachtet Verarbeitung, Transport, Umladen, Lagerung oder Entsorgung von Fisch;

f) er tiberpriift die Position des Schiffes beim Fischfang;

g) er fithrt im Rahmen eines wissenschaftlichen Programms biologische Probenahmen durch;

h) er erfasst die verwendeten Fanggerite;

i) er uberpriift die Angaben zu den in der gambischen Fischereizone getitigten Fingen im Logbuch;
j) er uiberpriift den Anteil der Beifinge und nimmt eine Schitzung der zuriickgeworfenen Finge vor;

k) er ibermittelt seine Beobachtungen, solange das Schiff in der gambischen Fischereizone im Einsatz ist,
mindestens einmal wochentlich per Funk, Fax oder E-Mail, einschlieflich der an Bord befindlichen Mengen an
Zielarten und Beifdngen.

Bericht des Beobachters

26. Bevor er von Bord geht, legt der Beobachter dem Kapitin des Schiffs einen zusammenfassenden Bericht seiner
Beobachtungen vor, auf dessen Inhalt sich der Gemischte Ausschuss einigt. Der Kapitin hat das Recht, den
Beobachterbericht mit Anmerkungen zu versehen. Der Bericht ist vom Beobachter und dem Kapitin zu
unterschreiben. Der Kapitin erhilt eine Kopie des Beobachterberichts.

27. Der Beobachter sendet seinen Bericht an das DoF, das innerhalb von 15 Kalendertagen nach Ausschiffung des
Beobachters eine Kopie an die Union weiterleitet.

28. Die zustindigen Behorden Gambias und der Union kénnen die Informationen im Beobachterbericht fiir
wissenschaftliche Zwecke und zur Untersuchung der Einhaltung der Vorschriften nutzen.

ABSCHNITT 6
VERSTOSSE
Behandlung von Verstofsen

1. Jeder Verstof}, den ein Unionsschiff im Besitz einer Fanggenchmigung nach Maflgabe der Bestimmungen dieses
Anhangs begeht, muss in einem Verstof8- oder Inspektionsbericht der zustindigen gambischen Behorde vermerkt
werden. Der Reeder wird direkt nach dem in den gambischen Rechtsvorschriften vorgesehenen Verfahren iiber den
Verstoff und die entsprechenden, gegen den Kapitin oder das Fischereiunternehmen verhingten Sanktionen
benachrichtigt. Eine Kopie der Benachrichtigung wird dem Flaggenstaat des Schiffes und der Union binnen
24 Stunden zugestellt.

2. Mit seiner Unterschrift unter den Inspektionsbericht greift der Kapitdn nicht dem Recht des Reeders vor, sich gegen
den Vorwurf eines Verstof3es zu verteidigen. Der Kapitin kooperiert wihrend des Inspektionsverfahrens.

Aufbringen von Schiffen — Informationssitzung

3. Wenn die gambischen Rechtsvorschriften dies fiir den betreffenden Verstof} vorsehen, kann jedes Unionsschiff, das
einen Verstofl begangen hat, gezwungen werden, seine Fischereititigkeit einzustellen und, wenn es sich auf See
befindet, einen gambischen Hafen anzulaufen.

4. Gambia informiert die Union innerhalb von hochstens 24 Stunden iiber jedes Aufbringen eines Unionsschiffs, das im
Besitz einer Fanggenchmigung ist. Die Mitteilung muss den dokumentierten Nachweis enthalten, der das Aufbringen
des Schiffs rechtfertigt.

5. Bevor etwaige Malnahmen gegen Schiffe, Kapitdn, Besatzung oder Ladung ergriffen werden, Mafnahmen zur
Sicherung von Beweisen ausgenommen, beruft Gambia auf Antrag der Union binnen eines Arbeitstags nach Eingang
der Benachrichtigung iiber die Aufbringung eine Informationssitzung ein, um die Umstinde zu kldren, die zur
Aufbringung des Schiffes gefithrt haben, und etwaige Folgemafinahmen darzulegen. An dieser Informationssitzung
kann ein Vertreter des Flaggenstaats teilnehmen.

Ahndung von Verst6en — Vergleichsverfahren

6. Die Strafe fir den Verstoff wird von Gambia nach geltendem gambischen Recht festgesetzt.
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7. Lehnt der Reeder die Geldbufen ab, so wird vor der Einleitung gerichtlicher Schritte versucht, den Fall giitlich im
Wege eines Vergleichs zwischen den gambischen Behorden und dem Unionsschiff zu regeln, sofern es sich nicht um
eine Straftat handelt. An diesem Vergleichsverfahren kann jeweils ein Vertreter des Flaggenstaats und der Union
teilnehmen. Das Verfahren wird spitestens drei Kalendertage nach der Benachrichtigung iiber die Aufbringung
abgeschlossen.

Gerichtsverfahren — Banksicherheit

8. Kann der Fall nicht durch einen Vergleich beigelegt werden und kommt es zur Klage bei der zustindigen
gerichtlichen Instanz, so hinterlegt der Reeder des angezeigten Schiffes bei einer von Gambia bezeichneten Bank
eine Sicherheit, deren Hohe von Gambia unter Beriicksichtigung der Kosten der Aufbringung, der wahrscheinlichen
Geldstrafe und moglicher Entschidigungen festgesetzt wird. Die Banksicherheit wird nicht vor Abschluss des
Gerichtsverfahrens freigegeben.

9. Die Banksicherheit wird freigegeben und dem Reeder unverziiglich nach Ergehen des Urteils zuriickgezahlt, und
zwar

a) in voller Hohe, wenn keine Strafe verhidngt wurde;
b) in Hohe des Restbetrags, wenn die verhingte Geldstrafe niedriger ausfillt als die hinterlegte Banksicherheit.

10. Gambia teilt der Union die Ergebnisse des Gerichtsverfahrens innerhalb von acht Kalendertagen nach dem
Urteilsspruch mit.

Freigabe von Schiff und Besatzung

11. Das Schiff und seine Besatzung diirfen den Hafen verlassen, wenn den Verpflichtungen im Rahmen des Vergleichs
nachgekommen wurde oder wenn die Banksicherheit hinterlegt ist.

KAPITEL V
ANHEUERUNG VON SEELEUTEN

1. Die Reeder von Fischereifahrzeugen beschiftigen im Rahmen nachstehender Bedingungen und Grenzen Staatsan-
gehorige von AKP-Staaten:

— fiir die Flotte der Thunfischwadenfinger miissen mindestens 20 % der wihrend der Thunfisch-Fangsaison in der
gambischen Fischereizone angeheuerten Seeleute aus Gambia oder alternativ aus einem AKP-Land stammen;

— fiir die Flotte der Angelfinger miissen mindestens 20 % der wihrend der Thunfisch-Fangsaison in der gambischen
Fischereizone angeheuerten Seeleute aus Gambia oder alternativ aus einem AKP-Land stammen;

— Fur die Flotte der Tiefseetrawler miissen mindestens 20 % der wihrend der Thunfisch-Fangsaison in der
gambischen Fischereizone angeheuerten Seeleute aus Gambia stammen.

2. Die Reeder bemithen sich, qualifizierte gambische Seeleute anzuheuern. Die Reeder konnen die auf ihren Schiffen
anzuheuernden Seeleute frei aus einer Liste auswihlen, die das DoF der Union iibermittelt.

3. Die Erklirung der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zu den grundlegenden Prinzipien und Rechten bei der
Arbeit gilt uneingeschrinkt fiir die auf Unionsschiffen angeheuerten Seeleute. Bei den Rechten handelt es sich
insbesondere um die Versammlungsfreiheit sowie um die effektive Anerkennung des Rechts der Arbeitnehmer auf
Tarifverhandlungen und auf die Beseitigung von Diskriminierungen in Beschiftigung und Beruf.

4. Die Arbeitsvertrige der Seeleute aus Gambia oder alternativ aus AKP-Lindern werden zwischen dem (den) Vertreter
(n) der Reederei und den Seeleuten undfoder ihren Gewerkschaften bzw. Vertretern ausgehandelt. Die Unterzeichner,
das DoF und das Arbeitsministerium erhalten eine Kopie. Durch diese Vertrdge sind die Seeleute durch das fiir sie
geltende Sozialversicherungssystem abgesichert, d. h. lebens-, kranken- und unfallversichert.

5. Die Heuer der AKP-Seeleute wird vom Reeder gezahlt. Sie ist vor Erteilung der Fanggenehmigungen von den Reedern
oder ihren Vertretern und den Seeleuten und/oder ihren Gewerkschaften bzw. Vertretern einvernehmlich festzusetzen.
Die Heuer der Seeleute darf jedoch nicht schlechter sein als in ihren jeweiligen Herkunftslindern und darf auf keinen
Fall unter den IAO-Normen liegen.

6. Alle auf Unionsschiffen angeheuerten Seeleute miissen sich einen Tag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt fur die
Einschiffung beim Kapitin des bezeichneten Schiffes melden. Erscheint der Seemann nicht zum vorgesehenen
Zeitpunkt zur Einschiffung, so ist der Reeder von der Verpflichtung zur Anheuerung des Seemanns befreit.

7. Wird ein gambischer Seemann nicht in einem gambischen Hafen ausgeschifft, so trdgt der Reeder die Kosten fiir die
unverzigliche Riickkehr des Seemanns nach Gambia.
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8. Erscheint das Schiff nicht zum vereinbarten Zeitpunkt in dem zuvor bestimmten Hafen fir die Einschiffung des
gambischen Seemanns, zahlt der Reeder zur Deckung der Kosten, die entstehen, solange der gambische Seemann
nicht an Bord gehen kann und am Hafen wartet (Unterkunft, Verpflegung) pro Tag einen Tagessatz von 80 EUR.

9. Die Reeder uibermitteln jahrlich Angaben zu den angeheuerten Seeleuten. Dabei ist jeweils anzugeben, wie viele
Seeleute Staatsangehorige von

a) Unions-Staaten,
b) AKP-Staaten, wobei zwischen Gambiern und Angehérigen anderer AKP-Staaten zu unterscheiden ist, und

¢) Nicht-AKP- und Nicht-Unions-Staaten sind.
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Anlagen zu diesem Anhang

Anlage 1 —Formular fur die Beantragung einer Fanggenehmigung fiir Fischereifahrzeuge und Hilfsschiffe
Anlage 2a — Technisches Datenblatt fur weit wandernde Arten
Anlage 2b — Technisches Datenblatt fiir Tiefseearten

Anlage 3 —Weit wandernde Arten: Fischereilogbuch — EU-Muster (Anhang VI der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 404/2011 der Kommission)

Anlage 4 ~Ubermittlung von VMS-Meldungen an Gambia - Positionsmeldung
Anlage 5 — Einfithrung des Elektronischen Meldesystems fiir Fischereititigkeiten (ERS); alternative Regelungen

Anlage 6 — Kontaktdaten der gambischen Behorden
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Anlage 1

FORMULAR FUR DIE BEANTRAGUNG EINER FANGGENEHMIGUNG FUR FISCHEREIFAHRZEUGE UND
HILFSSCHIFFE

I - ANTRAGSTELLER

1. NAIME dES REEACTS: ...ttt ettt ettt ettt b ettt et et b ettt ettt
2. ANSCHII{E deS REEAETS: .....viuiiiiiiiitii ettt
3. Name der Vereinigung oder des Agenten des Reeders (soweit zutreffend): .............cocociviiiiiiiiniii

6. NAME €S KAPITANS: ....oviiviiiiiit ittt ettt ettt ettt ettt ettt s et ettt ettt e b e a e e et en e st e s e e e st ens et eeebeeneenbenee s
Staatsangehorigkeit: ...........ooociiiiiiiii E-Mail: Lo
7. Name und Anschrift des Agenten in GAMDIA: ..........ccooiiiiiiiiiiiiii i

II - ANGABEN ZUM SCHIFF
1o SCHIFSTIAIME: ..ottt ettt ettt
2. FLAG@ENSTAAL: .....iuiii ittt ettt ettt et h ettt ettt ettt
3. Externe KeNNMUITIIMET: .. .. ...t e
4. Heimathafen: ... MMSI-NUMMET: ..o IMO-NUMIMET: ..o
5. Derzeitige Flaggenzugehorigkeit erworben am: .../[.../[...
Frithere Flagge (falls zutreffend): ..........cooiiiiiiii e
6. Baujahr Und -Ort: ...[o.. /oot T oot
RUFZEICHEN (IRCS): .o
7. Funkfrequenz: .........ccoocooiiiiiiiiiiii Satellitentelefon-Nummer: ............ccocoiiiiiiiiiiiiiiieec

8. Rumpfmaterial: ] Stahl [] Holz [] Polyester [] Sonstige

Il — TECHNISCHE MERKMALE DES SCHIFFES UND AUSRUSTUNG

1. Liange tiber alles: .......ococooiiiiiiiii BIEIE: ovoviiiiiieieic e
2. Bruttoraumzahl (in GT): .....c.ooooiiiiiicecee e Nettoraumzahl: ...............ccooiiiiiiiiiecieee
3. Hauptmaschinenleistung in kW: ... Hersteller: ........cccocoovviiiiiinnns TYP: coveeeeeeeeeecee

4. Schiffstyp: [ Thunfischwadenfinger [] Langleiner [] Angelfinger [] Hilfsschiff

5. FANGEIAL: ..o
6. Fischereizonen: ...............ccooiiiiiiiiiiii e ZAElarten: .. ......ooooi e

7. Benannter Hafen fiir Anlandungen: .............ococioiiiiiiii s
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8. Gesamtzahl der Besatzungsmit@lieder: ...........cooiiiiiiiiiiiiii e
9. Art der Aufbewahrung an Bord: [] Frischhaltung [ Kithlung [ Gemischt [ Tiefkiithlung
10. Gefrierleistung (Tonnen/24 Stunden): ................... Rauminhalt der Laderdume: .................. Anzahl: ...

11. VMS-Transponder:

Hersteller: .......ooovvvviiiiiiiii . Modell: ... SerienNUIMMEr: .........oocouveeeeeeeeeeecieeenn
Version der SOftware: ...........ccoooieiiiieeiieee e Satellitenbetreiber: ..........oooviiiiiii e
12. Navigations- und StandortbestimmUIGSGETALE: .............ccveiriiriiiiiitii ettt ettt

IV — SONSTIGE INFORMATIONEN

Der unterzeichnete Antragsteller versichert, diese Angaben wahrheitsgemifl nach bestem Wissen und Gewissen gemacht
zu haben.

GESCHENEN ZU ..ot R0 Y o

Name des Antragstellers ...........coiiiiiiiiiiiit e
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Anlage 2a

Technisches Datenblatt fiir weit wandernde Arten

Fischereizone:

Jenseits der 12-Meilen-Zone gemessen von der Basislinie, mit Ausnahme der fiir die Schifffahrt und den Fischfang ge-

sperrten Gebiete.

Zulassige Kategorien:

Thunfischwadenfinger

Angelfinger

Beifang:

Einhaltung der Empfehlungen der ICCAT und der FAO.

Gebiihren und Mengen:

Jahrliche Vorausgebiihr (alle nationalen und
lokalen Abgaben mit Ausnahme der Hafenge-
bithren und der Kosten fur die Erbringung
von Dienstleistungen) und Mengen:

— Thunfischwadenfinger: 4 200 EUR pro Jahr fiir die Laufzeit des Pro-
tokolls, was 60 Tonnen entspricht

— Angelfinger 1 400 EUR pro Jahr fur die Laufzeit des Protokolls, was
20 Tonnen entspricht

Gebiihr je zusitzlich gefangene Tonne

Thunfischwadenfinger und Angelfinger:
— 70 EUR pro Tonne und Jahr

Anzahl fangberechtigter Schiffe

28 Thunfischwadenfinger
10 Angelfinger

Sonstiges:

Gebiihr fiir Genehmigungen fiir Hilfsschiffe: 2 000 EUR pro Schiff pro Jahr;
Pauschalbeitrag fiir Beobachter: 300 EUR pro Schiff pro Jahr.
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Anlage 2b

Technisches Datenblatt fiir Tiefseearten

Fischereizone:

Jenseits der 12-Meilen-Zone gemessen von der Basislinie, mit Ausnahme der fiir die Schifffahrt und den Fischfang ge-
sperrten Gebiete.

Zielarten:

Tiefseehecht (Merluccius senegalensis und Merluccius polli)

Zulassige Kategorien:

Klassisches Grund- oder Seehechtschleppnetz mit einer Mindestmaschenoffnung von 70 mm. Es diirfen keine Methoden
oder Vorrichtungen verwendet werden, um die Maschen der Netze zu blockieren oder ihren selektiven Effekt zu verrin-
gern. Zum Schutz gegen Verschleifl oder Zerreiffen ist es jedoch erlaubt, lediglich an der Unterseite des Schleppnetzs-
teerts Scheuervorrichtungen aus Netztuch oder anderem Material anzubringen. Dieser Scheuerschutz darf lediglich an
den Vorder- und Seitenridndern der unteren Hilfte des Steerts angebracht werden. Ein Oberseiten-Scheuerschutz ist zulds-
sig, sofern er aus einem einzigen Stiick Netzwerk des gleichen Materials wie der Steert besteht und die Maschenoffnung
bei gestreckten Maschen mindestens 300 mm betrdgt. Eine einfache oder mehrfache Verdopplung des Netzgarns des
Steerts ist verboten.

Beifang ()):

15 % Kopffier, 7 % Krebstiere und 25 % andere Tiefsee-Fische.

Die oben genannten Prozentsitze der zuldssigen Beifinge werden am Ende jeder Fangreise im Verhiltnis zum Gesamtge-
wicht der Finge im Einklang mit den gambischen Rechtsvorschriften berechnet.

Die Aufbewahrung an Bord, das Umladen, das Anlanden, die Lagerung und der Verkauf aller mit dem EU-Aktionsplan
fur die Erhaltung und Bewirtschaftung der Haifische sowie durch die regionalen Fischereiorganisationen und einschlagi-
gen regionalen Ubereinkommen geschiitzten Arten, d. h. Weifspitzen-Hochseehai (Carcharhinus longimanus), Seidenhai
(Carcharhinus falciformis), Weiller Hai (Carcharodon carcharias), Riesenhai (Cetorhinus maximus), Heringshai (Lamna nasus),
GrofSdugiger Fuchshai (Alopias superciliosus), Engelhai (Squatina squatina), GroRer Teufelsrochen (Manta birostris) und Ham-
merhaiarten (Sphyrnidae), sind verboten.

Knorpelfische, die ungewollt gefangen werden, diirfen nicht verletzt werden. Die gefangenen Exemplare miissen umge-
hend freigesetzt werden.

Die Aufbewahrung an Bord, das Umladen, das Anlanden, die Lagerung und der Verkauf von pelagischen Arten, darunter
Trachurus spp., Sardina pilchardus, Scomber spp. und Sardinella spp., sind verboten.

Gebiithren und Mengen:

Zuldssige Fangmenge: 750 Tonnen pro Jahr

Gebiihr: 75 EUR/Tonne

Die Gebithr wird nach Ablauf des jeweiligen Dreimonatszeitraums, fir den das Schiff eine Fanggenehmigung hat, unter
Beriicksichtigung der wihrend dieses Zeitraums getdtigten Fange berechnet.

Die Genehmigung wird gegen eine vom Gesamtbetrag der Gebiithr abzuziehende Vorauszahlung von 500 EUR je Schiff
erteilt. Die Vorauszahlung wird zu Beginn des jeweiligen Dreimonatszeitraums, in dem das Schiff fischen darf, geleistet.

Pauschalbeitrag fiir Beobachter: 75 EUR pro Schiff zu dem Zeitpunkt, zu dem die vierteljahrliche Pauschalgebiihr gezahlt
wird.

Sonstiges:

Anzahl der Schiffe: 3 Schiffe

(") Diese Bestimmung wird nach einem Jahr der Anwendung uberpriift.
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Art der fangberechtigten Schiffe: Tiefsee-Trawler
Anheuerung von Seeleuten aus Gambia: 20 % der Besatzung
Schonzeit: 1. Mai bis 30. Juni (3

Fiir Tiefsee-Trawler der Union gilt die Verpflichtung, einen Beobachter an Bord zu haben.

(*) Die Schonzeit wird wie andere technische Erhaltungsmafnahmen nach Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten des Protokolls
tiberpriift und kann, falls die gemeinsame wissenschaftliche Arbeitsgruppe dies empfichlt, angepasst werden, um den Fischbestinden
Rechnung zu tragen.
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Anlage 3

Weit wandernde Arten: Fischereilogbuch — EU-Muster
(Anhang VI der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 404/2011 der Kommission (') (%))
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Verordnung (EG) Nr. 12242009 des Rates zur Einfithrung einer gemeinschaftlichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung

der Vorschriften der gemeinsamen Fischereipolitik (ABl. EUL 112 vom 30.4.2011, S. 1).
() Anhang X der Verordnung (EU) Nr. 404/2011 enthdlt Anweisungen fiir Kapitine von Unionsschiffen, wie ein Fischereilogbuch

(") Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 404/2011 der Kommission vom 8. April 2011 mit Durchfithrungsbestimmungen zu der

auszufiillen ist.
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Anlage 4

Ubermittlung von VMS-Meldungen an Gambia

Positionsmeldung
Obligato-
Datenelement Code rischFakultativ Bemerkungen

Aufzeichnungsbeginn SR ) Detail System; gibt den Beginn der Aufzeichnung an

Adressat AD ¢} Detail Meldung; Alpha-3-Lindercode des Empfingers (ISO-
3166)

Absender FR ) Detail Meldung; Alpha-3-Lindercode des Absenders (ISO-
3166)

Flaggenstaat EFS ) Detail Meldung; Alpha-3-Code des Flaggenstaats (ISO-3166)

Art der Meldung ™ ) Detail Meldung; Art der Meldung (ENT, POS, EXI)

Rufzeichen (IRCS) RC 0 Detail Schiff; internationales Rufzeichen des Schiffes (IRCS)

Interne Referenznummer IR F Detail Schiff; Nummer der Vertragspartei, Alpha-3-Code (ISO-

der Vertragspartei 3166), gefolgt von der Nummer

Externe Kennnummer XR () Detail Schiff, am Schiff auflen angebrachte Nummer (ISO
8859.1)

Breitengrad LT o) Detail Schiffsposition; Position in Graden und Dezimalgraden
N/$ DD.ddd (WGS84)

Langengrad LG ) Detail Schiffsposition; Position in Graden und Dezimalgraden
O/W DD.ddd (WGS84)

Kurs Cco ) Schiffskurs, 360°-Einteilung

Geschwindigkeit SP () Schiffsgeschwindigkeit in Knoten x 10

Datum DA ¢} Detail Schiffsposition; Datum der Positionsaufzeichnung UTC
(JIMMTT)

Zeit TI ) Detail Schiffsposition; Uhrzeit der Positionsaufzeichnung UTC
(HHMM)

Aufzeichnungsende ER ) Systemdetail; gibt das Ende der Aufzeichnung an

O = obligatorisches Datenelement

F

fakultatives Datenelement

Jede Dateniibertragung ist folgendermafien aufgebaut:
1) Die verwendeten Zeichen miissen der Norm ISO 8859.1 entsprechen.
2) Ein doppelter Schrigstrich (/[) und der Code ,SR“ stehen fiir den Beginn einer Meldung.

3) Jedes Datenelement wird durch seinen Code gekennzeichnet und durch doppelten Schrigstrich (/[) von den anderen
Datenelementen getrennt.

4) Ein einfacher Schrigstrich (/) trennt den Feldcode von den Daten.
5) Der Code ,ER“ und ein doppelter Schrigstrich (/[) bedeuten das Ende einer Meldung.

6) Die fakultativen Datenelemente sind zwischen Aufzeichnungsbeginn und Aufzeichnungsende einzufiigen.
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Anlage 5

Einfithrung des elektronischen Meldesystems fiir Fischereititigkeiten (ERS); alternative Regelungen

1. Jedes Unionsschiff, das im Rahmen dieses Protokolls zugelassen ist, muss, wenn es in der gambischen Fischereizone
Fischfang betreibt, mit einem System ausgestattet sein, mit dem elektronische Daten iiber Fischereititigkeiten
aufgezeichnet und tbertragen werden konnen. Dieses System wird nachstehend als ,ERS“ bezeichnet, und die
tibermittelten Daten werden als ,ERS-Daten” bezeichnet.

2. Unionsschiffe, die nicht mit einem ERS ausgestattet sind oder deren ERS nicht funktioniert, sind nicht berechtigt,
zur Durchfithrung von Fischereititigkeiten in die gambische Fischereizone einzufahren.

3. Die ERS-Daten werden vom Schiff an seinen Flaggenstaat tibermittelt, der sie in eine elektronische Datenbank
aufnimmt und erfasst, sodass sie mindestens 36 Monate lang sicher gespeichert werden konnen.

4. Gambia gibt das Datum an, ab dem sein FUZ iiber ein System verfiigt, das ERS-Daten von Unionsschiffen in dem
Format empfangen kann, das im von der Europiischen Kommission gefithrten Datenregister und den Durch-
filhrungsbestimmungen beschrieben ist. Gambia gibt das Datum an, ab dem das System, gegebenenfalls nach den
entsprechenden Testphasen, ERS-Daten aus den Flaggenstaaten erhalten kann.

5. Ab diesem Zeitpunkt stellt der Flaggenstaat sicher, dass die ERS-Daten aus Titigkeiten in der Fischereizone
mindestens 36 Monate nach dem Tag dieser Tatigkeiten unverziiglich fur Gambia zuginglich sind.

6. Die Daten werden elektronisch zur Verfiigung gestellt und tibermittelt. Zu diesem Zweck stellen der Flaggenstaat
qnd Gambia sicher, dass ihre FUZ iiber die erforderliche Hardware und Software fiir die automatisierte
Ubermittlung der ERS-Daten in dem Format gemafd Absatz 9 verfiigen.

7. Jede Anderung dieses Formats ist im Register der Referenzdaten deutlich zu vermerken, wobei auch das Datum
anzugeben ist, an dem die Anderung wirksam geworden ist. Diese wird frithestens sechs Monate nach der Mitteilung
der Anderung des Registers der Referenzdaten wirksam. Im Falle einer Anderung setzt die Européische Kommission
Gambia dariiber in Kenntnis. Gambia teilt der Kommission den geplanten Termin fir die Aktualisierung seines
Dateneingangssystems mit und legt die Probephase fiir sein Dateneingangssystem fest. Am Ende dieser Probephase
legen Gambia und die Union im Gemeinsamen Ausschuss oder per Briefwechsel das Datum der tatsichlichen
Anwendung des neuen Formats fest. Innerhalb eines Monats nach dieser Bestitigung miissen alle Schiffe das neue
Format fiir die ERS-Ubermittlung einhalten.

8. Zwischen den Parteien kann eine Ubergangsphase vereinbart werden, in der sowohl die automatische als auch die
manuelle Ubertragung von Papierlogbiichern moglich ist. Der Flaggenmitgliedstaat stellt sicher, dass das FUZ von
Gambia fiir jedes seiner Schiffe die Daten auf einem der beiden Wege erhilt.

9. Die ERS-Daten liegen im UN/CEFACT-Format vor und werden iiber das von der Europdischen Kommission
bereitgestellte Transportnetz FLUX TL ausgetauscht.

10. Im Falle einer manuellen Ubertragung sind die Fischereilogbuchdaten in einem elektronischen Format vorzulegen,
das mit der vom FUZ des Partnerlandes verwendeten Software kompatibel ist, oder in Papierform. Dabei sind
folgende Angaben zu machen:

— Datum, Uhrzeit und Ort der Finge;

— Angaben zur Identifizierung des Kapitdns, des Schiffs (Name, Flagge, Rufzeichen, dufere Kennung, CFR-
Nummer, IMO-Nummer) und der Fangreise (Abfahrts- und Ankunftsdaten);

— Angaben iiber die Fischereitdtigkeiten: Art des Fanggerits, Anzahl der Fangeinsitze, Position in dem Gebiet und
Identifizierung der Fischereizone des Partnerlandes (ISO-Alpha-3-Code); Finge nach Arten, an Bord behalten
oder auf See zuriickgeworfen, in kg Lebendgewichtiquivalent (FAO-Alpha-3-Code);

— Bestidtigung der Richtigkeit und Vollstindigkeit der Daten des Kapitdns, Datum und Unterschrift, gegebenenfalls
elektronisch.

11. Das Partnerland behandelt alle Daten tiber die Fischereititigkeiten einzelner Schiffe vertraulich und auf sichere
Weise.
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12. Die zustindigen Behorden des Flaggenstaats und das FUZ Gambias unterrichten einander unverziiglich iiber alle
Ereignisse, die sich auf die Ubermittlung der ERS-Daten von einem oder mehreren Schiffen auswirken kénnen.

13. Der Flaggenstaat und Gambia benennen jeweils einen ERS-Ansprechpartner mit entsprechenden Kontaktdaten, die
als Kontaktstellen fir Fragen im Zusammenhang mit der Umsetzung dieser Anlage dienen. Der Flaggenstaat und
Gambia aktualisieren diese Informationen regelmifig und unverziglich.

14. Erhilt das gambische FUZ nicht die von einem Fischereifahrzeug verlangten Daten, unterrichtet es umgehend das
FUZ des Flaggenstaats. Das FUZ des Flaggenstaats oder sein ERS-Ansprechpartner untersucht die Griinde fiir den
Nichterhalt der ERS-Daten so rasch wie moglich und teilt Gambia das Ergebnis der Untersuchung mit.

15. Haben die zustindigen Behorden des Flaggenstaats die gemdfs Nummer 4 zu tibermittelnden Daten nicht erhalten,
so teilen sie dies unverziiglich dem Kapitin oder Betreiber des Schiffes oder deren Vertreter(n) mit. Nach Erhalt
dieser Mitteilung tibermittelt der Kapitdn des Fischereifahrzeugs den zustindigen Behorden des Flaggenstaats so bald
wie moglich alle fehlenden Daten mit einem geeigneten Telekommunikationsmittel. Das FUZ des Flaggenstaats gibt
diese Daten in die elektronische Datenbank ein, die es gemadfs Nummer 3 verwaltet, und stellt sie gemafs Nummer 5
unverziiglich Gambia zur Verfiigung.

16. Bei Storungen des ERS an Bord des Schiffes trdgt der Kapitin oder der Betreiber innerhalb von 10 Tagen nach
Feststellung der Funktionsstorung dafiir Sorge, dass das ERS repariert oder ersetzt wird. Nach Ablauf dieser Frist ist
das Schiff nicht mehr berechtigt, in der gambischen Fischereizone zu fischen, und muss innerhalb von 24 Stunden
die Zone verlassen oder einen Hafen eines Partnerlands anlaufen. Das Schiff darf diesen Hafen erst verlassen oder in
die gambische Fischereizone zuriickkehren, wenn das FUZ seines Flaggenstaats festgestellt hat, dass das ERS wieder
ordnungsgemif funktioniert. Alle nicht eingegangenen Daten werden vom FUZ des Flaggenstaats an das gambische
FUZ weitergeleitet.

17. Solange das ERS-System des Schiffes nicht einwandfrei funktioniert und sobald seine Funktionsstorung erkannt
wurde, iibermittelt der Kapitin des Schiffes den zustindigen Behorden des Flaggenstaats die nach Nummer 8 zu
tibermittelnden Informationen mit einem geeigneten alternativen Telekommunikationsmittel tiglich, spitestens
jedoch innerhalb von 24 Stunden. Das FUZ des Flaggenstaats gibt diese Daten in die elektronische Datenbank ein,
die es gemifl Nummer 3 verwaltet, um sie Gambia unverziiglich zur Verfiigung zu stellen.

18. Ist der Nichterhalt der ERS-Daten durch Gambia auf eine Storung der elektronischen Systeme unter der Kontrolle
der EU oder Gambias zuriickzufiihren, so trifft die betreffende Partei umgehend alle Manahmen, um die St6érung
so bald wie moglich zu beheben. Die andere Partei wird unverziiglich iiber die Losung des Problems unterrichtet.
Sobald das Problem behoben ist, werden die fehlenden Daten dem gambischen FUZ zur Verfiigung gestellt.

19. Falls die Storung die Systeme unter der Kontrolle der EU betrifft und der Flaggenstaat durch die Storung nicht daran
gehindert wird, auf die Daten zuzugreifen, iibermittelt das FUZ des Flaggenstaats dem gambischen FUZ alle
24 Stunden mit einem beliebigen verfugbaren elektronischen Kommunikationsmittel alle seit der letzten
Ubermittlung erhaltenen ERS-Daten. Dasselbe Verfahren kann von Gambia auch bei einer Wartungsmafnahme
beantragt werden, die linger als 24 Stunden dauert und sich auf die Systeme unter der Kontrolle der Union
auswirkt. Gambia unterrichtet seine zustindigen Kontrolldienste, damit die Unionsschiffe nicht der fehlenden
Ubermittlung der ERS-Daten beschuldigt werden.

20. Zu dem von den Parteien vereinbarten Zeitpunkt treten die ERS-Meldungen, mit denen bei der Einfahrt und
Ausfahrt die Finge gemeldet werden, an die Stelle der Meldungen iiber die Einfahrt in die Fischereizone und die
Ausfahrt aus der gambischen Fischereizone sowie der Ubermittlung der Fischereilogbiicher auf Papier gemifl
Anlage 3 des Anhangs zum Protokoll.
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Anlage 6

Kontaktdaten der gambischen Behérden

1. Ministerium fiir Fischerei, Wasserwirtschaft und Angelegenheiten der Nationalversammlung, Gambia:
Anschrift: 7 Marina Parade, Banjul, The Gambia
E-Mail: bamba.banja@yahoo.co.uk
Tel.: +2209922960/7722907/+2204227773
2. Firr Fanggenehmigungen zustindige Behorde: Department of Fisheries
Anschrift: 6 Marina Parade, Banjul, The Gambia
E-Mail: darboefams@yahoo.com
Tel.: +2206313375/+2204201515
3. Fischereitiberwachungszentrum:
Anschrift: 6 Marina Parade, Banjul, The Gambia
E-Mail: darboefams@yahoo.com
Tel.: +2206313375/+2204201515
Meldung von Ein- und Ausfahrt:

E-Mail: bamba.banja@yahoo.co.uk | darboefams@yahoo.com
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VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2019/1333 DES RATES
vom 25. Juni 2019

iiber die Aufteilung der Fangmoglichkeiten nach dem Protokoll iiber die Durchfithrung des
partnerschaftlichen Abkommens iiber nachhaltige Fischerei zwischen der Europiischen Union und
der Republik Gambia

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf Artikel 43 Absatz 3,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1) Im Einklang mit dem Beschluss (EU) 2019/1332 des Rates (') wurden das partnerschaftliche Abkommen iiber
nachhaltige Fischerei zwischen der Europdischen Union und der Republik Gambia (im Folgenden
Lpartnerschaftliches Abkommen*“) und das Protokoll zur Durchfithrung des partnerschaftlichen Abkommens tiber
nachhaltige Fischerei zwischen der Européischen Union und der Republik Gambia (im Folgenden ,Protokoll“) am
31. Juli 2019 unterzeichnet.

(2)  Mit dem partnerschaftlichen Abkommen wird das Abkommen zwischen der Europiischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der Regierung der Republik Gambia iiber die Fischerei vor der Kiiste Gambias (?) aufgehoben, das
am 2. Juni 1987 in Kraft trat.

(3)  Das Protokoll gilt fiir einen Zeitraum von sechs Jahren ab dem Tag seiner Anwendung.

(4)  Die im Protokoll vorgesehenen Fangmoglichkeiten sollten fiir dessen gesamte Anwendungsdauer auf die
Mitgliedstaaten aufgeteilt werden.

(5)  Das Protokoll gilt vorlaufig ab dem Tag seiner Unterzeichnung, damit die Unionsschiffe rasch ihre Fangtitigkeit
aufnehmen konnen. Die vorliegende Verordnung sollte daher ab demselben Zeitpunkt gelten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in dem Protokoll zur Umsetzung des partnerschaftlichen Fischereiabkommens iiber nachhaltige Fischerei zwischen
der Europdischen Union und der Republik Gambia festgelegten Fangmoglichkeiten sollte wie folgt auf die Mitgliedstaaten
aufgeteilt werden:

a) Thunfischwadenfinger:

Spanien 16 Schiffe
Frankreich 12 Schiffe
b) Angelfinger:
Spanien 8 Schiffe
Frankreich 2 Schiffe

() Beschluss (EU) 2019/1332 des Rates vom 25. Juni 2019 @iber die Unterzeichnung im Namen der Europdischen Union und die vorlaufige
Anwendung des partnerschaftlichen Abkommens iiber nachhaltige Fischerei zwischen der Europdischen Union und der Republik
Gambia sowie des dazugehorigen Protokolls zur Durchfithrung des partnerschaftlichen Abkommens (siche Seite 1 dieses Amtsblatts).

() ABLL 146 vom 6.6.1987, . 3.
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c) Tiefsee-Trawler:

Hochstanzahl Tiefsee-Trawler,

Anzahl vierteljahrlicher Fang-

Tonnen Zielarten gemaf3

Mitgliedstaat die zu einem beliebigen Zeit- enchmigungen pro Jahr (1 Anlage 2b des Anhangs zum
punkt aktiv sein diirfen 8 gungen pro J Protokoll
Spanien 10 625
3 . . .
Griechenland 2 (in zwei verschiedenen 125

Quartalen)

() Die betroffenen Mitgliedstaaten arbeiten mit der Kommission zusammen, um die Verwendung der vierteljahrlichen Fanggeneh-

migungen zu koordinieren.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 31. Juli 2019.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 25. Juni 2019.

Im Namen des Rates
Der Priisident
A. ANTON
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BESCHLUSSE

DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/1334 DER KOMMISSION
vom 7. August 2019

betreffend bestimmte Mafnahmen zum Schutz vor der Afrikanischen Schweinepest in der
Slowakei

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2019) 5989)

(Nur der slowakische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterindrrechtlichen
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt ('), insbesondere auf
Artikel 9 Absatz 4,

gestiitzt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung der veterinirrechtlichen Kontrollen
im Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen innerhalb der Union im Hinblick auf den Binnenmarkt (),
insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Afrikanische Schweinepest ist eine ansteckende Viruserkrankung, die Haus- und Wildschweinpopulationen
befillt; sie kann die Rentabilitit der Schweinehaltung stark beeintrichtigen und damit zu Stérungen im Handel
innerhalb der Union sowie bei der Ausfuhr in Drittlinder fithren.

(2)  Bei einem Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest besteht die Gefahr, dass der Erreger auf andere Schweinehal-
tungsbetriebe oder auf Wildschweine tibergreift. In der Folge kann er iiber den Handel mit lebenden Schweinen
oder aus ihnen gewonnenen Erzeugnissen aus einem Mitgliedstaat in andere Mitgliedstaaten und in Drittlinder
eingeschleppt werden.

(3)  Mit der Richtlinie 2002/60/EG des Rates (}) wurden die Mindestvorschriften der Union fiir die Bekimpfung der
Afrikanischen Schweinepest festgelegt. Artikel 9 der Richtlinie 2002/60/EG sieht bei Ausbriichen dieser Seuche
die Abgrenzung von Schutz- und Uberwachungszonen vor, in denen die Mafnahmen der Artikel 10 und 11 der
genannten Richtlinie anzuwenden sind.

(4)  Nach Ausbriichen der Afrikanischen Schweinepest im Bezirk TrebiSov in der Slowakei hat dieser Mitgliedstaat die
Kommission iiber den derzeitigen Stand hinsichtlich der Afrikanischen Schweinepest in seinem Hoheitsgebiet
unterrichtet sowie gemif Artikel 9 der Richtlinie 2002/60/EG Schutz- und Uberwachungszonen abgegrenzt, in
denen die Malnahmen der Artikel 10 und 11 der genannten Richtlinie angewendet werden.

(5)  Der Durchfithrungsbeschluss (EU) 2019/1273 der Kommission () wurde erlassen, nachdem die Schutz- und
Uberwachungszonen in der Slowakei gemaf§ Artikel 9 der Richtlinie 2002/60/EG abgegrenzt worden waren.

(6)  Seit der Annahme des Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2019/1273 hat sich die Seuchenlage in der Slowakei
hinsichtlich der Afrikanischen Schweinepest geindert und es ist ein neuer Ausbruch im Bezirk TrebiSov
aufgetreten; die Slowakei hat daher die erforderlichen Bekimpfungsmafinahmen durchgefithrt und zusitzliche
Uberwachungsdaten gesammelt.

(") ABLL395vom 30.12.1989,S.13.

() ABLL224vom 18.8.1990,S. 29.

() Richtlinie 2002/60/EG des Rates vom 27. Juni 2002 zur Festlegung von besonderen Vorschriften fiir die Bekimpfung der Afrikanischen
Schweinepest sowie zur Anderungen der Richtlinie 92/119/EWG hinsichtlich der Teschener Krankheit und der Afrikanischen
Schweinepest (ABI. L 192 vom 20.7.2002, S. 27).

(*) Durchfithrungsbeschluss (EU) 2019/1273 der Kommission vom 26. Juli 2019 betreffend bestimmte vorldufige Manahmen zum Schutz
vor der Afrikanischen Schweinepest in der Slowakei (ABL. L 201 vom 30.7.2019, S. 6).
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(7)  Um unnotige Stérungen des Handels innerhalb der Union zu verhindern und um zu vermeiden, dass Drittlinder
ungerechtfertigte Handelshemmnisse schaffen, miissen die iiberarbeiteten Schutz- bzw. Uberwachungszonen in
Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Slowakei in Zusammenarbeit mit diesem Mitgliedstaat auf
Unionsebene abgegrenzt werden. Diese iiberarbeiteten Uberwachungs- und Schutzzonen tragen der derzeitigen
Seuchenlage in diesem Mitgliedstaat Rechnung.

(8)  Daher sollten die als Schutz- und Uberwachungszonen ausgewiesenen Gebiete in der Slowakei im Anhang dieses
Beschlusses aufgefiihrt und die Dauer dieser Regionalisierung festgelegt werden.

(9)  Zudem sollte der Durchfithrungsbeschluss (EU) 2019/1273 aufgehoben und durch den vorliegenden Beschluss
ersetzt werden, um den aktualisierten Seuchenbekdmpfungsmaflnahmen und der Entwicklung der Seuchenlage in
Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Slowakei Rechnung zu tragen.

(10) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maflnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Slowakei stellt sicher, dass die gemafl Artikel 9 der Richtlinie 2002/60/EG abgegrenzten Schutz- und
Uberwachungszonen mindestens die Gebiete umfassen, die im Anhang des vorliegenden Beschlusses als Schutz- und
Uberwachungszonen aufgefiihrt sind.

Artikel 2

Der Durchfithrungsbeschluss (EU) 2019/1273 wird aufgehoben.

Artikel 3

Dieser Beschluss gilt bis zum 18. November 2019.

Artikel 4

Dieser Beschluss ist an die Slowakische Republik gerichtet.

Briissel, den 7. August 2019

Fiir die Kommission
Vytenis ANDRIUKAITIS

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Slowakische Republik

Gebiete gemifs Artikel 1

Giiltig bis

Schutzzone

Gemeinden Strdzne, Velky Kamenec, Maly Kamenec, Somotor,
Velky Hores, Streda nad Bodrogom.

18. November 2019

Uberwachungszone

Gemeinden Vini¢ky, Klin nad Bodrogom, Ladmovce, Zemplin,
Svitd Mdria, Rad, Svinice, Svituse, Maly Hores, Pribenik, Borsa,
Bara, Dobrd, Kralovsky Chlmec, Vojka, Cejkov, Mald Tfna,
Slovenské Nové Mesto, Cerhov, KaSov, Velkd Tfna, Luhyna,
Velaty, Michalany, Hréel, Kysta, Novosad, Zemplinske Jastrabie,
Brehov, Zatin, Bol, Solnicka, Polany, Leles, Backa, Biel, Velké
Trakany, Malé Trakany, Cierna nad Tisou, Cierna, Botany,
Ptruksa, BySta, Brezina, Kazimir, Lastovce, Stanca, Zemplinska
Novéd Ves, Zemplinsky Bran¢, Kozuchov, Zemplinske Hradiste,
Hran, Sirnik, Malc&ice, Petrikovce, Velké Raskovce, [Zkovce, Besa,
Cicarovce, Velké Kapusany, Matovské Vojkovce, Budince,
Kapusianske Klacany, Ruskd, Velké Slemence.

18. November 2019
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LEITLINIEN

LEITLINIE (EU) 2019/1335 DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK
vom 7. Juni 2019

zur Anderung der Leitlinie (EU) 2018/876 zum Datenregister iiber Institute und verbundene
Unternehmen (EZB/2019/17)

DER EZB-RAT —

gestiitzt auf den Vertrag iber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf den Artikel 127 Absitze 2
und 5,

gestiitzt auf die Satzung des Europdischen Systems der Zentralbanken und der Europiischen Zentralbank, insbesondere
auf die Artikel 5.1, 12.1 und 14.3,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Europdische Zentralbank (EZB) fithrt das Datenregister tiber Institute und verbundene Unternehmen (Register
of Institutions and Affiliates Data — RIAD). RIAD ist der gemeinsam genutzte Datensatz des Europdischen
Systems der Zentralbanken (ESZB) an Referenzdaten zu rechtlichen und anderen statistischen institutionellen
Einheiten.

(2)  RIAD sollte Daten umfassen, die fiir manche Anderungen in Geldmarkt-Benchmarks erforderlich sind, um die
Geschiftsabldufe innerhalb des Eurosystems und die Durchfithrung der Aufgaben des ESZB besser zu
unterstiitzen. In diesem Zusammenhang sollte RIAD aktuelle fir die Festlegung des Euro Short-Term Rate
relevante Daten gemidfl Artikel 8 Absatz 5 der Leitlinie (EU) 2019/1265 der Europidischen Zentralbank
(EZB/2019/19) (') enthalten. Um diesem Erfordernis Rechnung zu tragen, ist es daher notwendig, Artikel 22 der
Leitlinie (EU) 2018/876 der Europiischen Zentralbank (EZB/2018/16) (3 zu dndern.

(3)  Die Erhebung und Meldung statistischer Daten iiber Altersvorsorgeeinrichtungen gemdfl der Verordnung (EU)
2018/231 der Europdischen Zentralbank (EZB/2018/2) (}) ist erforderlich, um die EZB im Rahmen der
Durchfithrung der monetiren und finanziellen Analyse zu unterstiitzen; dariiber hinaus dient sie dem Beitrag des
ESZB zur Stabilitdt des Finanzsystems. Infolgedessen sollten Altersvorsorgeeinrichtungen in RIAD erfasst werden.
Da die RIAD-Daten zur Erstellung der offiziellen Listen von Finanzinstituten dienen, sollte eine neue Liste der
Altersvorsorgeeinrichtungen veroffentlicht werden. Es ist daher notwendig, Kapitel VI der Leitlinie (EU) 2018/876
(EZB/2018/16) in Bezug auf die besonderen Bestimmungen zur Erfassung von Referenzdaten zur Veréffentlichung
der Liste von Altersvorsorgeeinrichtungen zu aktualisieren.

(4)  Um die Identifizierung der Vertragspartner in der gemeinsamen analytischen granularen Mehrzweckdatenbank zu
Krediten (nachfolgend ,AnaCredit) durch die Berichtspflichtigen gemidfl der Verordnung (EU) 2016/867 der
Europiischen Zentralbank (EZB[2016/13) () und der Leitlinie (EU) 2017/2335 der Europiischen Zentralbank
(EZB[2017/38) () zu erleichtern, muss ein zusitzlicher Attributwert fiir die Vertraulichkeitsstufe der in RIAD
erfassten Daten in das RIAD-Datenaustauschmodell aufgenommen werden. Es ist daher erforderlich, Artikel 10
der Leitlinie (EU) 2018/876 (EZB/2018/16) zu dndern, um dem Rechnung zu tragen.

(5)  Die Anderungen in Anhang I und Anhang II sind erforderlich, um den neuen Bestimmungen zum Euro Short-
Term Rate und zu den Altersvorsorgeeinrichtungen Rechnung zu tragen.

(6)  Die Leitlinie (EU) 2018/876 (EZB/2018/16) soll daher entsprechend geidndert werden —

() Leitlinie (EU) 2019/1265 der Europdischen Zentralbank vom 10. Juli 2019 zum Euro Short-Term Rate (EURSTR) (EZB/2019/19)
(ABL L 199 vom 26.7.2019, S. 8).

() Leitlinie (EU) 2018/876 der Europdischen Zentralbank vom 1. Juni 2018 zum Datenregister iiber Institute und verbundene
Unternchmen (EZB/2018/16) (ABL. L 154 vom 18.6.2018, S. 3).

(®) Verordnung (EU) 2018/231 der Europdischen Zentralbank vom 26. Januar 2018 iiber die statistischen Berichtspflichten der Altersvor-
sorgeeinrichtungen (EZB/2018/2) (ABL. L 45 vom 17.2.2018, S. 3).

(*) Verordnung (EU) 2016/867 der Europaischen Zentralbank vom 18. Mai 2016 iiber die Erhebung granularer Kreditdaten und Kreditri-
sikodaten (EZBJ2016/13) (ABL. L 144 vom 1.6.2016, S. 44).

() Leitlinie (EU) 2017/2335 der Europdischen Zentralbank vom 23. November 2017 iiber die Verfahren zur Erhebung granularer
Kreditdaten und Kreditrisikodaten (EZB/2017/38) (ABL. L 333 vom 15.12.2017, S. 66).
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HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen

Die Leitlinie (EU) 2018/876 (EZB/2018/16) wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 1 Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

»(2)  RIAD ist der gemeinsam genutzte Datensatz an Referenzdaten zu einzelnen Rechtssubjekten und ihren
Beziehungen untereinander. RIAD vereinfacht sowohl die Integration der CSDB, SHSDB und AnaCredit wie auch die
Integration von Datensitzen zu monetiren Finanzinstituten, Investmentfonds, Verbriefungsgeschifte betreibenden
Mantelkapitalgesellschaften, fur die Zahlungsverkehrsstatistik relevanten Instituten, Versicherungsgesellschaften und
Altersvorsorgeeinrichtungen, welche gemifl den jeweiligen Rechtsakten der EZB zu den statistischen Meldepflichten
dieser Rechtssubjekte zur Verfiigung gestellt werden. RIAD wird dadurch das ESZB unterstiitzen, indem es ihm unter
anderem ermdglicht, konsolidierte Risikopositionen von Banken und die Verschuldung von Kreditnehmern auf
konsolidierter Basis abzuleiten.”

2. In Artikel 2 werden folgende Nummern angefiigt:

,28. Altersvorsorgeeinrichtung’ hat dieselbe Bedeutung wie in Artikel 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2018231
der Europdischen Zentralbank (EZB[2018/2) (¥).

29. ,Euro Short-Term Rate' hat dieselbe Bedeutung wie in Artikel 2 Nummer 2 der Leitlinie (EU) 2019/1265 der
Europiischen Zentralbank (EZB[2019/19) (*¥).

30. ,Triger’ hat dieselbe Bedeutung wie ,Trigerunternehmen’ in Artikel 6 Nummer 3 der Richtlinie (EU) 2016/2341
des Europdischen Parlaments und des Rates (***).

31. ,Trager von Alterssicherungssystemen‘ hat dieselbe Bedeutung wie in Anhang A Nummer 5.185 der Verordnung
(EU) Nr. 549/2013.

32. vertrauliche statistische Daten‘ hat dieselbe Bedeutung wie in Artikel 1 Nummer 12 der Verordnung (EG)
Nr. 2533/98.

(*) Verordnung (EU) 2018231 der Europdischen Zentralbank vom 26. Januar 2018 iiber die statistischen Berichts-
pflichten der Altersvorsorgeeinrichtungen (EZB/2018/2) (ABL. L 45 vom 17.2.2018, S. 3).
(**) Leitlinie (EU) 2019/1265 der Europiischen Zentralbank vom 10. Juli 2019 zum Euro Short-Term Rate
(EURSTR) (EZBJ2019/19) (ABL L 199 vom 26.7.2019, S. 8).
(***) Richtlinie (EU) 2016/2341des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2016 iiber die
Tatigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) (ABL L 354
vom 23.12.2016, S. 37).“

3. Artikel 10 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

o(1)  Gemifs den Vertraulichkeitsbestimmungen in Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98 werden
vertrauliche Referenzdaten nicht veroffentlicht. Statistische Daten aus Quellen, die gemdf nationalen gesetzlichen
Bestimmungen offentlich verfigbar sind, gelten nicht als vertraulich. In RIAD erfasste Daten werden fiir
gewohnlich von den Rechtstrigern, auf die sie sich beziehen, veroffentlicht. Referenzdaten, die urspriinglich nicht
auf der Grundlage des rechtlichen Rahmens des ESZB fiir den Bereich Statistik erfasst werden, unterliegen den fiir
die Daten geltenden Vertraulichkeitsbestimmungen. Hierzu zidhlen beispielsweise Vertraulichkeits-bestimmungen
eines nicht statistischen Rechtsrahmens, auf dessen Grundlage die Daten erhoben wurden, und Vertrige mit dem
jeweiligen Rechtstrdger, der die Daten zur Verfugung gestellt hat.“

=

Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die NZBen legen die Vertraulichkeitsstufe der einzelnen Attributwerte zur Beschreibung eines
Rechtssubjekts durch Auswahl eines der folgenden vorgegebenen Werte fest:

a) I (free) bedeutet, dass der Wert freigegeben ist, d. h. nicht vertraulich ist;

b) N (not for external release) bezeichnet Attributwerte, die nur fiir den Dienstgebrauch des ESZB und
verbundener Institute, mit denen eine entsprechende Absprache getroffen wurde, weitergegeben werden diirfen,
d. h. sie diirfen nicht extern bekannt gegeben werden;
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¢) ,C' (confidential) dient zur Bezeichnung vertraulicher statistischer Daten oder von Daten, die urspriinglich nicht
auf der Grundlage des rechtlichen Rahmens des ESZB fiir den Bereich Statistik erfasst wurden und Vertraulich-
keitsbeschrankungen unterliegen; oder

d) ,R‘ bedeutet, dass ein Attributwert zusitzlich zu der nach Absatz 2 Buchstabe b dieses Artikels erlaubten
Nutzung dem Berichtspflichtigen, der die betreffende Information zur Verfiigung gestellt hat, und —
vorbehaltlich ggf. geltender Vertraulichkeitsbeschrankungen — anderen Berichtspflichtigen, d. h. nur fiir den
Dienstgebrauch, bekannt gegeben werden darf.”

¢) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3)  Die EZB behandelt die zur Verfiigung gestellten Daten unter pflichtgemdfer Wahrung der Vertraulichkeit,
d. h., die mit ,C', N* oder ,R‘ gekennzeichneten Daten werden nicht von ihr verdffentlicht. In Bezug auf mit ,C, N
oder R‘ gekennzeichnete quantitative Mafinahmen kann die EZB jedoch eine Reihe von Groflenklassen
veroffentlichen oder weitergeben.

d) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Die LEI und alle offentlich verwendeten einschlieflich administrativer Kennungen haben stets den Wert ,F.“

e) Absatz 6 erhilt folgende Fassung:

,(6)  Die folgenden Attribute haben bei in Anhang I aufgefithrten Rechtssubjekten stets den Wert ,F* bzw. bei in
Anhang I aufgefithrten Rechtssubjekten den Wert ,F, R oder N

a) Name;
b) institutioneller Sektor.*
4. Der folgende Artikel 18a wird eingefiigt:
,Artikel 18a
Erfassung von Referenzdaten zu Altersvorsorgeeinrichtungen

(1)  Zur Erstellung und Fithrung der Liste von Altersvorsorgeeinrichtungen gemif$ Artikel 3 der Verordnung (EU)
2018/231 (EZB/2018/2) erfassen die NZBen die in Anhang I Teil 1 und Teil 2 dieser Leitlinie festgelegten Attribute in
den vorgeschriebenen Zeitabstinden in RIAD. Die NZBen melden simtliche Aktualisierungen dieser Attribute,
insbesondere wenn eine Altersvorsorgeeinrichtung der Altersvorsorgeeinrichtung-Population beitritt oder sie verldsst,
und erfassen diese vierteljahrlich innerhalb von drei Monaten nach Quartalsende fiir die vierteljahrlichen Attribute
und jahrlich innerhalb von sechs Monaten nach Jahresende fiir die jihrlichen Attribute.

(2)  In der erstmaligen Meldung der Liste von Altersvorsorgeeinrichtungen erfassen die NZBen nicht spiter als am
2. Oktober 2019 vollstindige vierteljihrliche Referenzdaten gemifl Anhang I Teil 1 und Teil 2 dieser Leitlinie in
RIAD. Die NZBen erfassen die jahrlichen Attribute bis 31. Mérz 2020 in RIAD.

(3)  Handelt es sich bei einer Altersvorsorgeeinrichtung um eine Niederlassung, ist ihre Beziehung zur nicht
gebietsansdssigen Hauptverwaltung in RIAD zu erfassen. Umgekehrt sind in Fillen, in denen die Altersvorsorgeein-
richtung eine Hauptverwaltung ist, deren Beziehungen zu ihren Niederlassungen in anderen Mitgliedstaaten, deren
Wihrung der Euro ist, in RIAD zu erfassen.

(4)  Beziehungen zwischen Altersvorsorgeeinrichtungen und Verwaltungsgesellschaften sowie zwischen Altersvor-
sorgeeinrichtungen und Trigern sind gegebenenfalls in RIAD zu erfassen. Fiir die Zwecke dieses Artikels bezieht sich
der Begriff ,Verwaltungsgesellschaft’ auf Triger von Alterssicherungssystemen hinsichtlich der von diesen
Rechtssubjekten gemif Verordnung (EU) 2018231 (EZB/2018/2) zu meldenden Daten.”

5. Artikel 19 erhilt folgende Fassung:
,Artikel 19
Regelmiflige Veroffentlichung von Datensitzen
Die EZB veroffentlicht die nachstehend aufgefithrten Datensitze wie folgt:

(1) Die EZB veroffentlicht auf ihrer Webseite an jedem Arbeitstag bis 18.00 Uhr MEZ eine Kopie des MFI-
Datensatzes.

(2) Die EZB veréffentlicht auf ihrer Webseite am vierten Arbeitstag nach Ablauf der Frist fiir die Ubermittlung von
Aktualisierungen bis 18.00 Uhr MEZ eine Kopie des IF-Datensatzes.

(3) Die EZB verdffentlicht auf ihrer Webseite am zweiten Arbeitstag nach Ablauf der Frist fiir die Ubermittlung von
Aktualisierungen bis 18.00 Uhr MEZ eine Kopie des FMKG-Datensatzes.
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(4) Die EZB verdffentlicht auf ihrer Webseite am letzten Arbeitstag des Monats, der auf den Monat folgt, in den die
Frist fur die Ubermittlung von Aktualisierungen fillt, bis 18.00 Uhr MEZ eine Kopie des ZVSRI-Datensatzes.

(5) Die EZB veroffentlicht auf ihrer Webseite am vierten Arbeitstag nach Ende des Monats, in den die Frist fiir die
Ubermittlung von Aktualisierungen fillt, bis 18.00 Uhr MEZ eine Kopie des Datensatzes fiir Versicherungsgesell-
schaften.

(6) Die EZB veroffentlicht auf ihrer Webseite am vierten Arbeitstag nach Ende des Monats, in den die Frist fiir die
Ubermittlung von Aktualisierungen fillt, bis 18.00 Uhr MEZ eine Kopie des Datensatzes fiir Altersvorsorgeein-
richtungen.

Der betreffende Datensatz besteht jeweils aus der Liste der Rechtssubjekte im Sinne der mafigeblichen EZB-
Meldeverordnung, aufgeschliisselt nach Art des betroffenen Rechtssubjekts.”

6. Artikel 22 erhilt folgende Fassung:
LArtikel 22
Fiir die Verordnung (EU) Nr. 1333/2014 (EZB/2014/48) relevante Referenzdaten

(1)  Die zustindigen NZBen stellen sicher, dass Referenzdaten zu Rechtssubjekten, denen eine LEI zugeordnet
wurde und die im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1333/2014 (EZB/2014/48) relevant sind, in RIAD erfasst werden.
Die NZBen erfassen fehlende Referenzdaten innerhalb von fiinf Arbeitstagen nach der Benachrichtigung durch die
EZB iber die fehlenden im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1333/2014 (EZB/2014/48) relevanten Referenzdaten. Die
EZB erteilt den NZBen wochentliche Mitteilungen hinsichtlich der im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1333/2014
(EZB/2014/48) relevanten Referenzdaten. Des Weiteren aktualisieren die zustindigen NZBen die Referenzdaten fiir
Rechtssubjekte, die im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 13332014 (EZB/2014/48) relevant und in RIAD erfasst sind,
sobald sie Kenntnis iiber eine Anderung eines oder mehrerer Attribute erlangen.

(2)  Der Euro Short-Term Rate beruht auf einem gemif der Verordnung (EU) Nr. 1333/2014 (EZB[2014/48)
gemeldeten Teildatensatz. Ist ein Rechtssubjekt, dem eine LEI zugeordnet wurde, fiir die Festlegung des Euro Short-
Term Rate relevant, erfassen die NZBen die Sektorklassifizierung des Europdischen Systems Volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen 2010 (das ,ESVG 2010%) und die in Anhang II aufgefiihrten Attribute fiir dieses Rechtssubjekt am
selben Arbeitstag wie die Mitteilung, welches Rechtssubjekt fiir die Festlegung des Euro Short-Term Rate relevant ist,
durch die EZB. Die EZB teilt den NZBen tiglich mit, welche Referenzdaten fiir die Festlegung des Euro Short-Term
Rate relevant sind.”

7. Anhang I wird durch den Anhang I dieser Leitlinie ersetzt.

8. Anhang Il wird durch den Anhang II dieser Leitlinie ersetzt.

Artikel 2
Wirksamwerden und Umsetzung

(1)  Diese Leitlinie wird am Tag ihrer Bekanntgabe an die nationalen Zentralbanken (NZBen) der Mitgliedstaaten, deren
Wihrung der Euro ist, wirksam.

(2)  Die NZBen der Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist, haben diese Leitlinie ab dem 2. Oktober 2019 zu
erfiillen.

Artikel 3
Adressaten

Diese Leitlinie ist an die NZBen der Mitgliedstaaten gerichtet, deren Wihrung der Euro ist.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 7. Juni 2019.

Fiir den EZB-Rat
Der Prisident der EZB
Mario DRAGHI
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ANHANG I

+ANHANG I

DATENREGISTER UBER INSTITUTE UND VERBUNDENE UNTERNEHMEN (REGISTER OF INSTITUTIONS
AND AFFILIATES DATA — RIAD) — ZUR VEROFFENTLICHUNG BESTIMMTE LISTE

TEIL 1

Zu meldende Attribute fiir Datensiitze, die zur Veroffentlichung bestimmt sind

Attributsbezeichnung (%)

Relevant im Rahmen der Liste der

MFIs

IFs

FMKGs

ZVSRIs (9

Versicherungs-
gesellschaften

Altersvorsorge-
einrichtungen

Art

Aktualisierungsfrequenz

Art

Aktualisierungsfrequenz

Art

Aktualisierungsfrequenz

Art

Aktualisierungsfrequenz

Art

Aktualisierungsfrequenz

Art

Aktualisierungsfrequenz

Kennungen

— RIAD-Code (RIAD code)

— Nationale Kennung (National
identifier)

(je nach Verfiigbarkeit)

— EuroGroups-Registercode
(EGR code)

— Rechtstragerkennung (LEI) (je
nach Verfugbarkeit)

— Internationale Bankleitzahl
(BIC)

— Internationale
Wertpapierkennnummern
(ISIN-Codes) (je nach
Verfiigbarkeit)

Name (Name)

=<

<
»

<
)

=

Land der Gebietsansissigkeit
(Country of residence)

=<

(=W

-]

N=]

<
»

-]

<

-]

Anschrift (Address) (***)

Rechtsform (Legal form) (***)

Flag ,Borsennotiert’ (Flag Listed)

Art der Beaufsichtigung (Type of
supervision)

S I I

| & & &

4 -4 el Ne)

o e e (o

-4 NeN e
o 2o |o o

2|00 X

G IO <
o |2a o |2

| R|o R

Lo | e | o e

Meldepflichten (Reporting
requirements)

=<

<

<
-

<
)

=

Art der Bankzulassung (Type of
banking licence)
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Attributsbezeichnung (?)

Relevant im Rahmen der Liste der

MEIs

IFs FMKGs

ZVSRIs (9

Versicherungs-
gesellschaften

Altersvorsorge-
einrichtungen

Art

Art Art

Aktualisierungsfrequenz
Aktualisierungsfrequenz
Aktualisierungsfrequenz

Art

Aktualisierungsfrequenz

Art

Aktualisierungsfrequenz

Art

Aktualisierungsfrequenz

Rechtsstruktur (Legal set-up)

<
)

Flag ,0GAW-konform* (Flag
UCITS compliance)

<
o

Flag ,Sub-Fonds* (Flag Sub-fund)

Art der Verbriefung (Nature of
securitisation)

Art der IFs (Type of investment
funds)

Anlageschwerpunkt fiir IFs
(Investment policy for IFs)

Art der
Altersvorsorgeeinrichtungen
(Type of pension funds)

Flag ,Trigerschaft‘ (Flag ,Is
sponsored’)

Flag ,Zahlungsdienstleister* (Flag
Payment service provider (PSP))

Flag ,Betreiber von
Zahlungsverkehrssystemen’ (Flag
Payment system operator (PSO))

Flag Kleiner
Zahlungsdienstleister* (Flag
Small PSP)

Flag ,Ausnahmeregelung gemif3
Artikel 4 der Verordnung
EZB[2013/43 gewihrt* (Flag PSP
derogation granted)

Art der Zulassung als
Zahlungsdienstleister

Geografischer Geltungsbereich
des Zahlungsdienstleisters (PSP
geographical scope)

Institutioneller Sektor
(Institutional sector)

Einzelheiten zum
institutionellen Sektor
(Institutional sector details)

Kontrolle des institutionellen
Sektors (Institutional sector
control)

NACE-Code (NACE code)

Geografischer Standort
(Geographic location
(NUTS)) (*)
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Relevant im Rahmen der Liste der

Versicherungs- | Altersvorsorge-

MEFIs IFs FMKGs ZVSRIs () gesellschaften | einrichtungen

Attributsbezeichnung (?)

Art Art Art Art Art Art

Aktualisierungsfrequenz
Aktualisierungsfrequenz
Aktualisierungsfrequenz
Aktualisierungsfrequenz
Aktualisierungsfrequenz
Aktualisierungsfrequenz

o
o
o
o
o
o
S
o
o
o
o

Inlindische Beschiftigung ¢}
(Employment domestic) (*)

Inlindische Bilanzsumme (EZB M a 0 () a 0
Verordnung) (Balance sheet total
(ECB Regulation) domestic) (*)

Inlindisches Nettovermégen 0 a M a
(Net assets domestic) (*)

Gebuchte inlindische M a
Bruttoprimien (Gross premiums
written domestic) ()

Gesamtbeschiiftigung (Total ¢} a 0 a 0 a 0 a 0] a 0 a
employment) (**)

Gesamtbilanz (Total balance M a 0] a 0 a 0 () a 0 a
sheet) (*)

Gebuchte Bruttoprimien (Gross M a
premiums written) (*)

Griindungsdatum (Birth date)

Auflésungsdatum (Closure date)

Flag ,inaktiv* (Flag ,Is Inactive‘)

IR0
[=FONl I~ VUl I ~ Pl N o Y
O|K| |0
o [2. |. |0
S - e
2 | e e e
ZTIR|R|O
»
L[ X0
o[22 |0
O|lR|R|O
o [2. |w. |0

Flag ,in Liquidation‘ (Flag ,Is
under liquidation’)

Erforderliche Vertragsparteien

Originator des FMKG M q
(Originator of FVC)

Verwaltungsgesellschaft M q M q M () q
(Management company)

(wie zutreffend)

Hauptverwaltung (Headquarters) | M d M q M q

(wie zutreffend)

() ohne gebietsfremde Niederlassungen (oder Hauptverwaltung)

(") einschlieflich gebietsfremde Niederlassungen (falls zutreffend)

(***) wie zutreffend

() Bitte beachten Sie, dass es zwischen der Liste der ZVSRIs und der Liste der MFIs Uberschneidungen geben kann.

(°)  Dies ist je nach Datenerhebungssystem fiir mindestens eine der Variablen zu melden.

(9  Dieses Attribut bezieht sich auf Trager von Alterssicherungssystemen hinsichtlich der von diesen Rechtssubjekten gemdfl Verordnung (EU)
2018/231 (EZB(2018/2) gemeldeten Daten.

Zeichenerkldrung: M (Pflichtangabe), O (freiwillige Angabe), Leerfeld (nicht zutreffend).

Meldefrequenz: a (jahrlich), q (vierteljahrlich), m (monatlich), d (taglich/sobald die Anderung eintritt)

Frist: Bei jahrlich zu meldenden Daten (falls nicht anderweitig angegeben) ein Monat nach Bezugsdatum.
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TEIL 2

Arten von Beziehungen zwischen Rechtssubjekten

Art Aktualisierungs-
frequenz

1. Beziehungen innerhalb eines Unternehmens
Beziehung zwischen einer rechtlichen Einheit bzw. rechtlichen Einheiten und einem ) —
Unternehmen
2. Beziehungen innerhalb von Unternehmensgruppen
Beherrschungsverhiltnis zwischen rechtlichen Einheiten M () q
Eigentumsbeziehung (ohne Kontrollmehrheit) zwischen rechtlichen Einheiten 0 q
3. Sonstige Beziehungen
Verbindung zwischen Originator und seiner FMKG M q
Verbindung zwischen Verwaltungsgesellschaft und seiner bzw. seinem FMKG/IF|Al- M q
tersvorsorgeeinrichtung (¢) (***)
Verbindung zwischen einer gebietsfremden Niederlassung und ihrer gebietsansissigen M q
Hauptverwaltung
Verbindung zwischen einer gebietsansissigen Niederlassung und ihrem gebietsfremden M q
Hauptsitz
Verbindung zwischen Sub-Fonds und Dachfonds (***) M q
Verbindung zwischen Rechtssubjekt und seiner obersten Muttergesellschaft f () (***) M m
Verbindung zwischen einer Altersvorsorgeeinrichtung und ihrem Tréger (***) ) q

(9  nur fur ,Bankengruppen® mit Hauptverwaltung im Euro-Wihrungsgebiet sowie fiir Vertragspartner im Sinne der Verordnung (EU)
2016/867 (EZB/2016/13); ansonsten freiwillige Angabe

()  mindestens vierteljahrlich, je nach Sektor

()  nur fur Rechtsubjekte, die fiir AnaCredit relevant sind

(¢  aufSer eigenverwaltete Rechtssubjekte

(***) wie zutreffend.
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ANHANG II
~ANHANG II

DATENREGISTER UBER INSTITUTE UND VERBUNDENE UNTERNEHMEN (REGISTER OF INSTITUTIONS
AND AFFILIATES DATA — RIAD) — NICHT ZUR VEROFFENTLICHUNG BESTIMMTE LISTEN

Zu meldende Attribute fiir Datensitze nach ihrem jeweiligen, in Kapitel VII dieser Leitlinie
genannten rechtlichen Rahmen

Statistiken Sicherheiten- Staﬁmkdﬁ_ Zentral-
. . L tenbank firr | . . .
iiber die Vi Fiir die verwaltungs- : isierte Wert- | Gemeinsame
. erordnung (EU) . . Wertpapier- .
einzelnen Sicherheiten- system P papierdaten- | granulare analy-
. o Nr. 1333/2014 bestinde .
. . Bilanzpositi- verwaltung (Treasury . bank (Cent- tische Mehr-
Attributsbezeichnung (EZB[2014/48) (Security .
onen und relevante Manage- . ralised Secu- | zweckdatenbank
- und der Euro Holding " .
Zinssitze Rechtssub- ment o rities Data- zu Krediten
Short-Term Rate . Statistics .
von MFIs jekte System — Database — base — (AnaCredit) (?)
(iBSI-MIR) TMS) SHSDB) () CSDB)
Rechtstrigerkennungen
(Entity identifiers)
— RIAD-Code (RIAD code) X X X X X X X
— LEI (*) X X X X X
— Nationale Kennungen X X X X
(National identifiers) (*1)
— Sonstige Kennungen X X X X X
(Other identifiers)
Instrumentenkennungen
(Instrument identifiers)
— Internationale X X
Wertpapierkennnummer
(ISIN)
Name (Name) X X X X X X X
Land der Gebietsansissigkeit b b X X X X X
(Country of residence)
Anschrift (Address) X
Rechtsform (Legal form) X
Institutioneller Sektor X X X X X X X
(Institutional sector)
Einzelheiten zum X X X X X X X
institutionellen Sektor
(Institutional sector details)
Kontrolle des institutionellen X X X X X X X
Sektors (Institutional sector
control)
Sicherheitengruppe X
(Collateral group)
NACE-Code (NACE code) X X X
Geografischer Standort X
(Geographic location)
(NUTS)
Flag ,zentrale Gegenpartei' X
(Flag CCP)
Meldepflichten (Reporting X
requirements)
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Statistiken Sicherheiten- Stat1st1kd§— Zentral-
. . .y tenbank firr | . . .
iiber die Fiir die verwaltungs- ; isierte Wert- | Gemeinsame
. Verordnung (EU) . . Wertpapier- .
einzelnen Sicherheiten- system p papierdaten- | granulare analy-
Bi o Nr. 1333/2014 bestinde .
. . ilanzpositi- verwaltung (Treasury . bank (Cent- tische Mehr-
Attributsbezeichnung (EZB[2014/48) (Security .
onen und relevante Manage- . ralised Secu- | zweckdatenbank
- und der Euro Holding " .
Zinssitze Rechtssub- ment o rities Data- zu Krediten
Short-Term Rate . Statistics .
von MFls jekte System — Database — base — (AnaCredit) (3)
(iBSIHMIR) TMS) SHSDB) (1 CSDB)
Rechnungslegungsrahmen X
(Accounting Framework)
Gesamtbeschaftigung (Total X
employment)
Gesamtbilanz (Total balance X
sheet)
UnternehmensgrofSe X
(Enterprise size)
Jahresumsatz (Annual X
turnover)
Stand von Gerichtsverfahren X
(Status of legal proceedings)
Griindungsdatum (Birth X X X X X X X
date)
Auflosungsdatum (Closure X X X X X X X
date)
Flag ,inaktiv* (Flag ,Is X X X X X X
Inactive’)
Beziehungen
— Beteiligungs-verhiltnisse X
— Verhiltnis zur X
Niederlassung
Verbindung
— zur Haupt-verwaltung X X
— zum unmittelbar X X
kontrollierenden
Mutterunternehmen
— zum obersten X X
kontrollierenden Mutter-
unternehmen
— zur Verwaltungs- X

gesellschaft

(') Die Liste der obligatorischen Attribute fiir die jeweiligen Vertragspartner-Rollen in Bezug auf die SHSDB ist in den einschldgigen Rechtsakten fest-

gelegt.

(3 Die Liste der obligatorischen Attribute fiir einen bestimmten AnaCredit-Vertragspartner hingt von seiner Rolle (Kreditnehmer, Garantiegeber usw.),
Gebietsansassigkeit (innerhalbjauferhalb des Berichtsmitgliedstaats) sowie vom Zeitpunkt der Kreditgewdhrung im Rahmen der einschligigen

Rechtsakte ab.

(*') ,LEI. Falls nicht verfiigbar sind ,nationale Kennungen' als obligatorische Attribute anzugeben.”







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

Amt fiir Veréffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	BESCHLUSS (EU) 2019/1332 DES RATES vom 25. Juni 2019 über die Unterzeichnung im Namen der Union und die vorläufige Anwendung des partnerschaftlichen Abkommens über nachhaltige Fischerei zwischen der Europäischen Union und der Republik Gambia und des Protokolls zur Umsetzung des partnerschaftlichen Abkommens 
	PARTNERSCHAFTLICHES ABKOMMEN ÜBER NACHHALTIGE FISCHEREI ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN UNION UND DER REPUBLIK GAMBIA 
	VERORDNUNG (EU) 2019/1333 DES RATES vom 25. Juni 2019 über die Aufteilung der Fangmöglichkeiten nach dem Protokoll über die Durchführung des partnerschaftlichen Abkommens über nachhaltige Fischerei zwischen der Europäischen Union und der Republik Gambia 
	DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/1334 DER KOMMISSION vom 7. August 2019 betreffend bestimmte Maßnahmen zum Schutz vor der Afrikanischen Schweinepest in der Slowakei (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2019) 5989) (Nur der slowakische Text ist verbindlich) (Text von Bedeutung für den EWR) 
	LEITLINIE (EU) 2019/1335 DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK vom 7. Juni 2019 zur Änderung der Leitlinie (EU) 2018/876 zum Datenregister über Institute und verbundene Unternehmen (EZB/2019/17) 

